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Drucksache IV/1450 


Der Bundesminister der Finanzen 

VB/3 — F 7015 — 9/63 


Bonn, den 5. Juli 1963 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 

Betr.: Rundschreiben vom 5. Juli 1963 

Hinweise auf wichtige Bestimmungen und Grundsätze 
sowie Erläuterungen betr. Unternehmen des Privatrechts, 
an deren Kapital der Bund unmittelbar oder mittelbar 
beteiligt ist, und Unternehmen in der Form von juristi- 
schen Personen des öffentlichen Rechts (Hinweise für 
die Verwaltung von Bundesheteiligungen) 

Bezug: Drucksachen 1003, 2169 der 3. Wahlperiode 

Hiermit lege ich das in meinem Schreiben vom 10. April 1959 
— Drucksache 1003 der 3. Wahlperiode — angekündigte Rund- 
schreiben vom 5. Juli 1963, das in enger Zusammenarbeit 
mit den beteiligten Ressorts und dem Bundesrechnungshof 
fertiggestellt worden ist, nebst einer Abschrift des Anschreibens 
vor. 

Die in der Entschließung des Deutschen Bundestages gemäß dem 
Antrag des Haushaltsausschusses vom 28. Oktober 1960 un- 
ter IV. 4. b) und c) — Drucksache 2169 der 3. Wahlperiode — 
besonders aufgeführten Punkte sind an den nachstehend ge- 
nannten Stellen berücksichtigt: 

Zu 4. b): aa) bei Tz 78 Abs. 2 i.V.m. Tz 73 

bb) bei Tz 30 Abs. 2, Tz 78 Abs. 2 und Tz 34 
cc) bei Tz 62 und 59 
dd) bei Tz 69 bis 72 
ee) bei Tz 48, 51 und 52 
ff) bei Tz 25 und 21, 97 bis 104, 40 k 
c): bei Tz 5 ff. 

Aus Zweckmäßigkeitsgründen bin ich bei der Zusammenstel- 
lung der Hinweise über den in den genannten Drucksachen an- 
gesprochenen Personenkreis (Organmitglieder) und damit auch 
über die dort aufgeführten Punkte hinausgegangen. Damit liegt 
nunmehr eine Zusammenfassung aller wesentlichen, die Bun- 
desbeteiligungen berührenden Hinweise und Grundsätze, so- 
weit sie allgemeine Bedeutung haben, vor. 

Der Bundesminister der Finanzen 

Dr. Dahlgrün 


Drude: Bundesdruckerei Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, 

Bad Godesberg, Goethestr. 54, Postfach 821 
Telefon 6 35 51 
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Bundesvermögen 


Hinweise auf wichtige Bestimmungen und Grundsätze sowie Erläuterungen betr. Unternehmen des 
Privatrechts, an deren Kapital der Bund unmittelbar oder mittelbar beteiligt ist, und Unternehmen 
in der Form von juristischen Personen des öffentlichen Rechts 
(Hinweise für die Verwaltung von Bundesbeteiligungen) 

(MinBlFin 1963 S. 330) 


An 

die Bundesminister 

Bezug; Bundestags-Drucksachen 111/1003 und III/2169 
Anlg. : Rundschreiben vom 5. Juli 1963 


Die in dem anliegenden Rundschreiben enthaltenen 
Hinweise für die Verwaltung von Bundesbeteiligungen 
sind auf Grund der Entschließungen des Deutschen Bun- 
destages, der Beschlüsse des Haushaltsausschusses und 
des Rechnungsprüfungsausschusses sowie der Berichte 
des Bundesrechnungshofes nach § 107 Abs, 2 RHO zu- 
sammengestellt. Ich habe diese Zusammenstellung bereits 
mit meinem Schreiben vom 10. April 1959 (BT-Drs. III/ 
1003) angekündigt und bei der Ausarbeitung die Ent- 
schließung des Deutschen Bundestages gemäß dem Antrag 
des Haushaltsausschusses vom 28. Oktober 1960 (BT-Drs. 
III/21Ö9 Ziff. IV, 4) berücksichtigt. 

Die Zusammenfassung der teilweise nur noch an schwer 
zugänglichen Stellen und in verschiedenen Verlautbarun- 
gen der früheren Jahre gegebenen Hinweise soll eine 
einheitliche Bearbeitung durch die jeweils mit der Ver- 
waltung von Bundesbeteiligungen befaßten Ressorts er- 
leichtern und sicherstellen sowie einer ordnungsmäßigen 
Wahrnehmung und Sicherung der Interessen des Bundes 
bei den Beteiligungen dienen. Eine von Zeit zu Zeit etwa 
erforderliche Ergänzung der Hinweise behalte ich mir 
vor. Für entsprechende Anregungen wäre ich dankbar. 


Die Hinweise unter Tz 2 der Anlage C (Prüfung nach 
§ 111 RHO) sind, soweit sie die Geschäftsverteilung in 
den Ressorts berühren, als Empfehlung zu verstehen. 

Ich bitte, das Rundschreiben den in Betracht kommen- 
den Dienstangehörigen (vgl, die Vorbemerkung) und 
nachgeordneten Dienststellen bekanntzugeben und auf 
ihre Beachtung hinzuweisen. 

Das Rundschreiben wird alsbald im Ministerialblatt des 
Bundesministers der Finanzen veröffentlicht werden, so 
daß die benötigten Stückzahlen vom Verlag angefordert 
werden können. 

Entsprechend der Ankündigung in meinem Schreiben 
vom 10. April 1959 (BT-Drs. I1I/1003) und der Entschlie- 
ßung des Deutschen Bundestages (Drs. III/2169) habe ich 
das Rundschreiben dem Deutschen Bundestag bekannt- 
gegeben. 

Bonn, den 5. Juli 1963 
VB/3 — F 7015 — 9/63 

Der Bundesminister der Finanzen 
Dr. Dahl grün 
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Rundschreiben 

des BMF vom 5. Juli 1963 — V B/3 — F 7015 — 9/63 

Hinweise auf wichtige Bestimmungen und Grundsätze sowie Erläuterungen betreffend Unter- 
nehmen des Privatrechts, an deren Kapital der Bund unmittelbar oder mittelbar beteiligt ist, und 
Unternehmen in der Form von juristischen Personen des öffentlichen Rechts 

(Hinweise für die Verwaltung von Bundesbeteiligungen). 
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A. Vorbemerkungen 

1. Die folgenden Hinweise auf wichtige Bestimmungen 
und Grundsätze sowie die Erläuterungen hierzu sind 
in erster Linie für Beamte des Bundes vorgesehen, 

a) die für die Verwaltung der Beteiligungen des 
Bundes an Unternehmen des Privatrechts oder an 
Unternehmen in der Form von juristischen Per- 
sonen des öffentlichen Rechts zuständig sind; 

b) die in den Organen solcher Unternehmen tätig 
werden, 

c) die die Staatsaufsicht über Unternehmen in der 
Form von juristischen Personen des öffentlichen 
Rechts ausüben und 

d) die mit Prüfungen im Sinne des § 111 RHO beauf- 
tragt sind; 

sie haben ferner Bedeutung für Beamte, die bei 
Entscheidungen der hier in Betracht kommenden Art 
mitwirken, sowie teilweise auch für andere Personen, 
die auf Veranlassung des Bundes, vor allem wegen 
ihrer besonderen Fachkenntnisse, Aufsichtsräten (Ver- 
waltungsräten) angehören. 

Bestimmungen (Gesetze, Verordnungen usw.), die 
hauptsächlich zu beachten sind, sind in der Anlage A 
aufgeführt. 

Wichtige Grundsätze sind im wesentlichen solche, die 
auf den Erfahrungen bei der Verwaltung der Beteili- 
gungen und den Prüfungen beruhen und heute als 
Verwaltungsgrundsätze anerkannt sind; sie sollen vor 
allem der Wahrung der Bundesinteressen dienen. 

Bei den nachstehenden Ausführungen sind die 
Entschließungen des Deutschen Bundestages, die 
Beschlüsse des Haushallsausschusses und des Rech- 
nungsprüfungsausschusses sowie die Berichte des 
Bundesrechnungshofes nach § 107 Abs. 2 Reichs- 

haushaltsordnung (RHO), die sich auf Unternehmen 
des Privatrechts und auf Unternehmen des öffentlichen 
Rechts erstrecken, berücksichtigt worden. 

2. Die Hinweise und Erläuterungen im Abschnitt B 
beziehen sich überwiegend auf Aktiengesellschaften 
(AG) und Gesellschaften mit beschränkter Haftung 
(GmbH). Sie sind auf Unternehmen des Privatrechts, 
die in anderer Rechtsform betrieben werden, sinn- 
gemäß anzuwenden, soweit dem Bedeutung zukommt. 

B. Unternehmen des Privatrechts 

I. Voraussetzungen für die Beteiligung des Bundes 

1. Interesse des Bundes an der Beteiligung 

3. Die Beteiligung des Bundes an Unternehmen, die 
einen gewerblichen oder sonstigen wirtschaftlichen 
Betrieb zum Gegenstand haben, ist nach § 60 Abs. 2 
der Wirtschaftsbestimmungen für die Reichsbehörden 
(RWB) nur zulässig, wenn ein wichtiges Interesse des 
Bundes vorliegt, die Inanspruchnahme der Bnndes- 
mittel nicht zu einem Nachteil für den Bund führt und 
das vom Bund angestrebte Ziel sich nur durch eine 
solche Beteiligung erreichen läßt. 

Diese Bestimmung gilt sinngemäß auch für mittelbare 
Beteiligungen. 

Die Grundsätze des § 60 Abs. 2 RWB haben ferner 
Bedeutung bei der Prüfung der Frage, ob eine unmit- 
telbare oder mittelbare Beteiligung des Bundes weiter- 
hin geboten ist. Auf die Veräußerung von Beteili- 
gungen oder die Auflösung oder Verschmelzung von 
Unternehmen ist ggf. hinzuwirken. Vgl. auch Tz 6, 
10/14 und 89. 

2. Rechtsform der Unternehmen 


4. Der Bund soll sich nach § 48 Abs. 1 RHO uninilteibar 
oder mittelbar nur an Unlernehrnen in der Form einer 
AG, einer Kommanditgesellschaft auf Aktien oder 
einer GmbH, die nach Gesetz oder Satzung einen 
Aufsichtsrat zu bilden hat, beteiligen. 

An einer Erwerbs- oder Wirtschaftsgenossenschaft soll 
sich der Bund nach § 48 Abs. 5 RHO nur beteiligen, 
wenn die Haftpflicht der Genossen für die Verbind- 
lichkeiten der Genossenschaft durch die Satzung im 
voraus auf eine bestimmte Summe beschränkt ist. 

II. Die Mitwirkung der gesetzgebenden Körper- 
schaften und des Bmidesrninisters der Finanzen 

1. Beteiligung des Bundes an einem be- 
stehenden Unternehmen oder an der 
Gründung eines Unternehmens 

5. Die Beteiligung des Bundes an dem Kapital eines 
bestehenden Unternehmens oder an der Gründung 
eines Unternehmens bedarf nach §§48 Abs. 1 Satz 2, 
Abs. 3 RHO und 60 Abs. 1 Satz 1 RWB der vorherigen 
Zustimmung des Bundesministers der Finanzen (BMF). 
Will sich ein Unternehmen, an dem der Bund maß- 
gebend beteiligt ist, an einem anderen bestehenden 
Unternehmen oder an der Gründung eines Unter- 
nehmens beteiligen, hat der zuständige Bundesminister 
nach §§ 48 Abs. 4 RHO, 60 Abs. 1 Satz 2 RWB eben- 
falls vorher die Zustimmung des BMF einzuholen. 
Vgl. Tz 10 und 14. 

Der in der Satzung festgelegte Zweck (Gegenstand) 
des Unternehmens sollte möglichst klar umrissen sein 
und grundsätzlich mit dem widitigen Interesse des 
Bundes übereinstimraen (vgl. Tz 3). Dem ist bei der 
Gründung neuer Unternehmen möglichst Rechnung zu 
tragen 

2. Änderung des Zwecks eines Unterneh- 
mens, des Stammanteils des Bundes oder 
seines Einflusses 

a) Änderung des Zwecks eines Unternehmens 

6. Nach § 60 Abs. 4 RV/B hat der zuständige Bundes- 
minister den BMF vor der Änderung des Zwecks eines 
Unternehmens zu beteiligen. 

Die Satzungen der Unternehmen, an denen der Bund 
schon beteiligt ist, sind z. T. so gefaßt, daß sie auch 
Geschäfte zulassen, die über den mit § 60 Abs. 2 RWB 
verfolgten Zweck hinausgehen; in solchen Fällen ist 
grundsätzlich anzustreben, daß der Gegenstand des 
Unternehmens eingeengt wird. Das kann ferner nach 
dem erstmaligen Erwerb von Anteilen an bestehenden 
Unternehmen in Betracht kommen. Wird eine Ein- 
engung des Gegenstandes des Unternehmens jedoch 
nicht für zweckmäßig oder durchsetzbar erachtet, so 
sollte der zuständige Bundesminister den BMF betei- 
ligen, wenn eine Gesellschaft neue Geschäftszweige 
aufnehmen will, die zwar nach der Satzung zulässig 
sind, bisher aber von der Gesellschaft nicht betrieben 
wurden. In derartigen Fällen von Bedeutung haben 
die in den Gesellschaftsorganen tätigen Beamten 
darauf hinzuwirken, daß der zuständige Bimdes- 
minister vor der Beschlußfassung durch die Organe 
die Auffassung des BMF feststellt (vgl. §§ 95 Abs. 5 
Satz 2 AktG, 45, 52 GmbHG sowie Tz 40 Buchst, a). 

b) Änderung des Stammanteils des Bundes 

7. Der zuständige Bundesminister muß den BMF nach 
§ 60 Abs. 4 RWB ferner vor einer absoluten oder 
prozentualen Änderung des Stammanteils des Bundes 
einschalten. Eine solche zustimmungsbedürftige Maß- 
nahme liegt z, B. bei der Erhöhung des Kapitals einer 
Gesellschaft vor, auch wenn sich durch die Über- 
nahme neuer Anteile das Beteiiigungsverhäitnis des 
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Bundes oder einer Obergesellschaft, an welcher der 
Bund unmittelbar oder mittelbar beteiligt ist, nicht 
ändert. Der vorherigen Zustimmung des BMF bedür- 
fen ferner u. a. Änderungen der Höhe der Beteiligung 
durch den Erwerb (durch Kauf usw.) weiterer Anteile 
an einem Unternehmen sowie durch die Verminde- 
rung des Nennbetrages der Beteiligung, so bei Kapi- 
talherabsetzungen. Vgl. auch Tz. 8/14. 

Die Prüfung, ob zur Kapitalbeschaffung die Erhöhung 
des Grund- oder Stammkapitals einer Gesellsdiaft 
erforderlich ist, soll an Hand von Unterlagen (Bilanz, 
Geschäftsbericht, Prüfungsbericht, Investitionsplan, 
Finanzplan usw.) der Gesellschaft aus neuester Zeit 
vorgenommen werden. Ist die Gesellschaft an ande- 
ren Unternehmen beteiligt, so kann es ferner ange- 
bracht sein, entsprechende Unterlagen bedeutender 
Beteiligungsunternehmen zuzuziehen; die wirtschaft- 
liche Lage der Obergesellschaft wird oft durdi die 
Entwicklung der Beteiligungsunternehmen wesentlich 
beeinüußt. 

c) Änderung des Einflusses des Bundes 

8. Nach § 60 Abs. 4 RWB hat der zuständige Bundes- 
minister die Zustimmung des BMF außerdem vor 
einer Änderung des Einflusses des Bundes auf ein 
Unternehmen einzuholen. Eine derartige Änderung 
ergibt sich z. B. bei der Erhöhung des Kapitals einer 
Gesellschaft, wenn der Bund oder eine Obergesell- 
schaft keine neuen Anteile oder solche nicht ent- 
sprechend dem bisherigen Beteiligungsverhältnis 
übernimmt, ferner bei Beschlüssen über die Ausgabe 
von Wandelschuldverschreibimgen sowie bei der 
Änderung von Satzungsbestimmungen, die dem Bund 
das Recht der Entsendung von Aufsichtsratsmitglie- 
dern oder ein verstärktes Stimmrecht in der Gesell- 
schaftsversammlung einräumen. Vgl. auch Tz 7 und 
9/14. 

d) Sonstige zustimmungsbedürftige Maßnahmen 

9. Der zuständige Bundesminister hat nach § 47 RHO 
die Zustimmung des BMF zu beantragen, bevor An- 
teile des Bundes an Unternehmen veräußert oder 
Maßnahmen nach § 47 Abs. 4 und 6 getroffen werden. 
Vgl, Tz 10/14. 

3, Sonstige Bestimmungen und Grundsätze 

a) Gemeinsame Grundsätze zu Tz 5 bis 9 

10. § 60 RWB bezieht sich auf unmittelbare Beteiligungen 
des Bundes sowie auf mittelbare jeder Stufe (Tochter- 
gesellschaften, Enkelgesellschaften usw.). Er ist auch 
auf treuhänderische Beteiligungen anzuwenden. 

Der zuständige Bundesminister hat den BMF nach 
§ 60 Abs. 3 und 4 RWB schon an den Verhandlungen 
über die unter Tz 5 bis 9 erwähnten Maßnahmen zu 
beteiligen, bevor Bindungen rechtlicher oder tatsäch- 
licher Art eingegangen werden. Der BMF kann 
dadurch z. B. frühzeitig beurteilen, ob eine Beteiligung 
des Bundes erforderlich ist; er erfährt ferner recht- 
zeitig die voraussichtlichen finanziellen Verpflichtun- 
gen des Bundes und kann auf die Gestaltung der 
vorgesehenen Maßnahmen, insbesondere die Satzung, 
einwirken. In den Fällen des Erwerbs oder der Ver- 
äußerung von Anteilen muß der BMF rechtzeitig 
Gelegenheit erhalten, zu dem vorgesehenen Erwerbs- 
oder Veräußerungspreis Stellung zu nehmen. Vgl. 
Tz 11/14. 

Es kann angebracht sein, bei den Verhandlungen im 
Sinne des § 60 Abs. 3 RWB mit anderen Gesellschaf- 
tern, z. B. Ländern, in Verbindung zu treten und dabei 
ein gleichmäßiges Vorgehen in den Gesellschafts- 
organen anzustreben (vgl. Tz 16 letzter Absatz). 


b) Die Mitwirkung der gesetzgebenden Körper- 
schaften des Bundes 

11. Anteile des Bundes an Unternehmen dürfen nach 
§ 47 Abs. 1 Satz 1 RHO nur gegen einen dem vollen 
Wert entsprechenden Preis veräußert werden; der 
volle Wert entspricht grundsätzlich dem Verkehrs- 
wert. Dieser Grundsatz gilt sinngemäß auch für die 
Veräußerung mittelbarer Beteiligungen. Bei Anteilen, 
deren Wert den Betrag von insgesamt 5000 DM nicht 
übersteigt, kann der BMF Ausnahmen zulassen, wenn 
es im dringenden Bundesinteresse geboten ist (§ 47 
Abs, 1 Satz 2 RHO), übersteigt ihr Wert den Betrag 
von 5000 DM, so bedarf die Veräußerung unter einem 
dem vollen Wert entsprechenden Preis der Geneh- 
migung durch den Haushaltsplan oder der Ermächti- 
gung durch das Haushallsgesetz (§ 47 Abs. 1 Salz 3 
RHO). 

12. Handelt es sich um Anteile von erheblichem Wert*) 
oder besonderer Bedeutung, so ist zu ihrer Veräuße- 
rung ohne Rücksicht darauf, ob die Veräußerung 
zum vollen Wert erfolgt, außer der Zustimmung des 
BMF (§ 47 Abs. 2 RHO, vgl. Tz 9) die vorherige Zu- 
stimmung der gesetzgebenden Körperschaften erfor- 
derlich, soweit nicht aus zwingenden wirtschaftlichen 
Gründen eine Abweichung hiervon geboten ist. In 
diesem Ausnahmefall ist den gesetzgebenden Körper- 
schaften von der Veräußerung alsbald durch eine 
Nachweisung Kenntnis zu geben (§ 47 Abs. 3 RHO). 
Diese Grundsätze gelten nach § 47 Abs. 4 RHO auch 
für die Belastung von Anteilen an gesellschaftlichen 
Unternehmen, für ihre Einbringung in andere Ge- 
sellschaften, an denen der Bund beteiligt ist, und für 
die Zustimmung zur Überlassung junger Anteile von 
solchen Gesellschaften an andere Bezieher als den 
Bund. 

13. Ein Tausch von Gegenständen, auch von Anteilen an 
gesellsdiaftlichen Unternehmen, ist nach § 47 Abs. 6 
RHO nur zulässig, wenn er aus wirtschaftlichen Rück- 
sichten geboten ist; er bedarf der vorherigen Zu- 
stimmung des BMF. Die Vorschriften des Abs. 3 des 
§ 47 RHO gelten sinngemäß; für die Notwendigkeit 
der Zustimmung der gesetzgebenden Körperschaften 
ist der Wert oder die Bedeutung des abzugebenden 
Gegenstandes maßgebend. 

c) Abstimmungen in Gesellschaftsorganen 
durch Beamte 

14. Beamte des Bundes haben die Behörde, auf deren 
Veranlassung sie in den Aufsichtsrat gewählt oder 
von der sie entsandt worden sind, unverzüglich zu 
unterriditen, sobald sie Kenntnis davon erhalten, 
daß Maßnahmen der unter Tz 5 ff. dargestellten Art 
vorgesehen sind (vgl. Tz 24, 76 und 82). Sie sollen 
darauf hinwirken, daß solche Maßnahmen erst 
beschlossen werden, wenn der zuständige Bundes- 
minister und der BMF sowie gegebenenfalls auch die 
gesetzgebenden Körperschaften zugestimmt haben. 

III. Einflußnahme des Bundes auf die Unternehmen 
1. Allgemein 

15. Nach dem Grundgedanken des § 48 RHO soll sich der 
Bund nur an Unternehmen beteiligen, die einen Auf- 
sichtsrat haben. Müssen Gesellschaften gesetzlich 
keinen Aufsichtsrat bilden, soll darauf hingewirkt 
werden, daß der Gesellschaftsvertrag einen Aufsichts- 
rat vorsieht, es sei denn, daß es sich um Unternehmen 
untergeordneter Bedeutung handelt und die Über- 
wachung der Geschäftsführung auf andere Weise 
sichergestellt ist. Vgl. Tz 29, 38, 65, 83. 

*1 Als erheblicher Wert kann z. Z. ein Wert von mehr als 1 Mill. DM 
angenommen werden. 
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Diese Grundsätze sind auch für Unternehmen, an 
denen der Bund mittelbar beteiligt ist, zu beachten 
(§ 48 Abs. 4 RHO). 

16. Der Bund soll sich nach § 48 Abs. 2 Satz 1 RHO bei 
der Gründung von Unternehmen durch geeignete 
Abmachungen den nötigen Einfluß auf die Geschäfts- 
führung, insbesondere eine angemessene Vertretung im 
Aufsichtsrat, sichern. Das gilt entsprechend, wenn der 
Bund Anteile an bestehenden Gesellschaften besitzt 
oder solche erwirbt oder wenn er sich mittelbar an 
Unternehmen beteiligt (§ 48 Abs. 3 und 4 RHO). Für 
die Einflußnahme des Bundes auf die Unternehmen 
kommt der Gestaltung der Satzung sowie der 
Geschäftsordnungen für die Geschäftsleitung (Vor- 
stand, Geschäftsführer) und den Aufsichtsrat beson- 
dere Bedeutung zu. Es ist deshalb Wert darauf zu 
legen, daß in der Satzung und in den Geschäftsord- 
nungen nach Maßgabe der Gesetze und der Hinweise 
in diesem Rundschreiben sowie unter Berücksichtigung 
des einzelnen Falles den Interessen des Bundes Rech- 
nung getragen wird. 

Mitunter kann es auch angebracht sein, Abstimmungs- 
vereinbarungen mit anderen Gesellschaftern, z. B. 
Ländern, zu treffen (vgl. Tz 10 letzter Absatz). 

2. Einflußnahme über den Aufsichtsrat 

a) Zusammensetzung des Aufsichtsrats; Wahl und 
Entsendung der Mitglieder; Wahl des Vorsitzers 

17. Vorschriften über die Zusammensetzung des Aufsichts- 
rats enthalten § 86 AktG und die §§ 76, 77 des Be- 
triebsverfassungsgesetzes (BetrVG), das Mitbestim- 
mungsgesetz (MitbG) und das Mitbestimmungsergän- 
zungsgesetz (MitbErgG). Diese Vorschriften haben 
auch Bedeutung für einen Teil der Gesellschaften mit 
beschränkter Haftung und der bergrechtlidien Ge- 
werkschaften mit eigener Rechtspersönlichkeit. 

Für Unternehmen, die keine AG sind und nicht dem 
§§ 77 BetrVG oder nicht den erwähnten Mitbestim- 
mungsgesetzen unterliegen, darf zwar im Gesell- 
schaftsvertrag eine von § 86 AktG abweichende Rege- 
lung vorgesehen werden; doch ist bei solchen Unter- 
nehmen eine Satzungsbestimmung anzustreben, nadi 
welcher der Aufsichtsrat aus mindestens drei Mitglie- 
dern bestehen muß. 

Die Bildung unnötig großer Aufsichtsräte ist zu ver- 
meiden. 

18. Die Mitglieder des Aufsichtsrats der AG und der 
GmbH werden, soweit nicht die Mitbestimmungsge- 
setze eine andere Regelung treffen, grundsätzlich von 
der Haupt- oder Gesellschafterversammlung gewählt 
(§§ 87 AktG, 52 GmbHG). 

Nach § 88 AktG kann die Satzung jedoch bestimmten 
Aktionären oder den jeweiligen Inhabern bestimmter 
Aktien das Recht einräumen, Mitglieder in den Auf- 
sichtsrat zu entsenden. 

Der Gesellschaftsvertrag einer GmbH kann den Ge- 
sellschaftern ebenfalls das Recht zubilligen, Mitglie- 
der in den Aufsichtsrat zu entsenden. Uber die Frage, 
ob auch im Geltungsbereich des BetrVG eine Entsen- 
dung zulässig ist, besteht noch keine Übereinstim- 
mung. 

In geeigneten Fällen sollte ein Entseiidungsrecht in 
der Satzung (im Gesellschaftsvertrag) festgelegt wer- 
den. 

Auch wenn das gesetzlich nicht vorgeschrieben ist, 
sollte der Aufsichtsrat nach näherer Bestimmung des 
Gesellschaftsvertrages aus seiner Mitte einen Vor- 
sitzer und mindestens einen Stellvertreter wählen 
(vgl. sinngemäß § 92 Abs. 1 AktG). 


b) Auswahl der Aufsichtsratsmitglieder 

19. § 48 Abs. 2 Satz 1 RtIO fordert, daß sich der Bund 
den nötigen Einfluß auf die Geschäftsführung, insbe- 
sondere eine angemessene Vertretung im Aufsichts- 
rat, sichern soll. Es ist anzustreben, daß der Aufsichts- 
rat entsprechend der Eigenart des Unternehmens be- 
setzt wird. Deshalb ist Wert darauf zu legen, daß 
dem Aufsichtsrat Personen angehören, die auf den 
für das Unternehmen maßgebenden Gebieten Kennt- 
nisse und Erfahrungen haben, z. B. des betreffenden 
Wirtschaftszweiges, der Finanzierung, der Technik 
(Hochbau, Tiefbau usw.), des Gesellschaftsrechts und 
des kaufmännisdien Rechnungswesens. 

Als Aufsichtsratsmitglieder kommen Beamte des Bun- 
des und u. U. auch anderer Gebietskörperschaften so- 
wie Personen in Betracht, die keine Beamte sind, aber 
auf bestimmten Gebieten besondere Kenntnisse haben. 
Bei letzteren ist darauf Bedacht zu nehmen, daß der 
Bund Persönlichkeiten seines Vertrauens benennt, 
von denen anzunehmen ist, daß sie sich nicht von 
Interessen leiten lassen werden, die denen des Bun- 
des entgegenstehen (vgl. Tz 76). Vor jeder Wieder- 
wahl ist zu prüfen, ob diese Voraussetzungen in der 
Person des Benannten noch vorliegen. 

In erster Linie ist derjenige Beamte des Bundes als 
Aufsichtsratsmitglied vorzusehen, der mit der Ver- 
waltung der Beteiligung des Bundes beauftragt ist, 
weil er über die Ziele, die der Bund mit der Beteili- 
gung verfolgt, am besten unterrichtet ist. Zur Wah- 
rung der Interessen des Bundes kann es zweckmäßig 
sein, neben dem Beteiligungsreferenten auch andere 
Bundesbeamte als Aufsichtsratsmitglieder zu benen- 
nen, z. B. Beamte einer Fachabteilung des zuständigen 
Bundesministeriums, anderer Bundesministerien oder 
nachgeordneter Behörden, deren Kenntnisse für ein 
Unternehmen wertvoll sind. Auch ist Wert darauf zu 
legen, daß Aufsichtsräten bedeutender Untergesell- 
schaften Beamte des Bundes angehören. 

Der Beamte muß in der Lage sein, seine Pflichten als 
Aufsichtsratsmitglied neben der Tätigkeit in seiner 
Behörde zu erfüllen; die Zahl der auf einen Beamten 
entfallenden Aufsichtsratssitze ist dementsprechend 
zu beschränken (vgl. auch Tz 25 letzter Absatz). 

Bei der Auswahl von Beamten sollte zur Vermeidung 
eines Widerstreits der Interessen tunlichst von der 
Benennung derjenigen Beamten abgesehen werden, 
die für die Bewilligung von Zuwendungen zuständig 
sind, falls nach der Zweckbestimmung des Haushalts- 
plans eine Hilfeleistung nicht nur an Bundesunter- 
nehmen, sondern auch an Stellen oder Personen 
außerhalb der Bundesverwaltung in Betracht kommt. 
Entsprechendes gilt für Bürgschaften, Garantien u. 
dgl. (§ 45 c RHO). 

c) Ausschüsse des Aufsichtsrats 

20. Der Aufsichtsrat einer AG kann nach § 92 Abs. 4 
AktG aus seiner Mitte einen oder mehrere Ausschüsse 
bestellen, namentlich zu dem Zweck, seine Verhand- 
lungen und Beschlüsse vorzubereiten oder die Aus- 
führung seiner Beschlüsse zu überwachen. 
Aufsichtsratsausschüssen können in gewissem Um- 
fang die Befugnisse übertragen werden, an Stelle des 
Aufsichtsrats zu entscheiden. Bei größeren Unterneh- 
men ist es üblich, derartige Ausschüsse zu bilden, 
z. B. für Personalangelegenheiten, für Investitionen 
oder für Kreditangelegenheiten. Zur Beschlußfähigkeit 
solcher Ausschüsse vgl. Tz 25 vorletzter Absatz. 

Der Aufsichtsrat einer GmbH kann ebenfalls Aus- 
schüsse der angegebenen Art bestellen. 

21. Der Bund sollte auch in wichtigen Ausschüssen des 
Aufsichtsrats angemessen vertreten sein (vgl. sinn- 
gemäß § 48 Abs. 2 Satz 1 RHO). 
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22. Dem Vorsitzer des Aufsichtsrats darf nach dem 
Aktienrecht nicht das Recht eingeräumt werden, al- 
lein an Stelle des Aufsichtsrats zu entscheiden. Es ist 
darauf hinzuwirken, daß bei Unternehmen anderer 
Rechtsformen, soweit die aktienrechtlichen Vorschrif- 
ten keine Anwendung finden, entsprechend verfahren 
wird. 

d) Zahl der Sitzungen des Aufsichtsrats und seiner 
Ausschüsse; Tagesordnungen; Beschlußfähigkeit 

23. Der Aufsichtsrat der AG soll nach § 94 Abs. 3 AktG 
in der Regel einmal im Kalendervierteljahr einberu- 
fen werden; er muß einmal im Kalenderjahr einberu- 
fen werden. Diese Vorschrift ist nicht erfüllt, wenn 
zwar Ausschüsse des Aufsichtsrats in den angegebe- 
nen Zeitabschnitten tagen, der Aufsichtsrat aber nur 
einmal im Jahr einberufen wird. 

Eine dem § 94 Abs. 3 AktG entsprechende Bestimmung 
sollte grundsätzlich in die Gesellschaftsverträge der 
Unternehmen anderer Rechtsformen, für die insoweit 
eine gestzliche Regelung nicht besteht, aufgenommen 
werden. 

24. In den Tagesordnungen für die Sitzungen des Auf- 
sichtsrats und seiner Ausschüsse sollten die zu behan- 
delnden Punkte möglichst genau angegeben werden. 
Vgl. Tz 5 bis 14. 

Außerdem ist anzustreben, daß den Mitgliedern des 
Aufsichtsrats und seiner Ausschüsse mit der Tages- 
ordnung möglichst die Unterlagen für wichtige Ver- 
handlungspunkte zugeleitet werden, z. B. für vorge- 
sehene Investitionen und die Aufnahme oder Gewäh- 
rung größerer Kredite. 

25. Der Aufsichtsrat einer AG ist, sofern Gesetz und Sat- 
zung nichts anderes bestimmen, nach § 89 Abs. 1 
AktG nur beschlußfähig, wenn mindestens die Hälfte 
der durch Gesetz oder Satzung insgesamt vorgesehe- 
nen Zahl der Mitglieder an der Beschlußfassung teil- 
nimmt. In jedem Fall müssen mindestens drei Mit- 
glieder an der Beschlußfassung teilnehmen. Es ist 
Wert darauf zu legen, daß entsprechende Regelungen 
in den Satzungen derjenigen Unternehmen getroffen 
werden, für die solche gesetzliche Vorschriften nicht 
bestehen. Vgl. die Sonderregelung in § 10 MitbG und 
in § 11 MitbErgG. 

Aufsichtsratsmitglieder haben erforderlichenfalls für 
die Ergänzung des Aufsichtsrats zu sorgen, wenn 
dieser beschlußunfähig geworden ist. 

Die Satzungen der Bundesunternehmen sollten eine 
Bestimmung i. S. des § 93 Abs. 3 AktG (Stimmbote) 
enthalten. 

In den Satzungen aller Bundesunternehmen sollte 
bestimmt werden, daß Aufsichtsratsausschüsse mit 
Entscheidungsbefugnissen nur beschlußfähig sind, 
wenn mindestens drei Mitglieder an der Beschluß- 
fassung teilnehmen. Vgl. Tz 21. 

Es ist Vorsorge zu treffen, daß Beamte, die Aufsichts- 
räten und Ausschüssen angehören, an den Sitzungen 
teilnehmen; im Behinderungsfall ist entsprechend § 93 
Abs. 3 AktG zu verfahren, sofern es die Satzung 
zuläßt. 

e) Beschlußfassung durch den Aufsichtsrat und seine 
Ausschüsse; Niederschriften 

26. Der Aufsichtsrat der AG und seine Ausschüsse ent- 
scheiden durch Beschlüsse, regelmäßig in Sitzungen 
(vgl. § 92 Abs. 3 AktG). Es entscheidet die einfache 
Mehrheit. Die Satzung oder Geschäftsordnung kann 
für bestimmte Beschlüsse eine größere als die ein- 
fache Mehrheit vorschreiben. Sie können auch be- 
stimmen, daß der Vorsitzer des Aufsichtsrats bei 


Stimmengleichheit entscheidet. Nach den Verhält- 
nissen des einzelnen Unternehmens ist zu prüfen, 
welche Regelungen zweckmäßig sind. 

In den Gesellschaftsverträgen der Unternehmen, auf 
die § 92 Abs. 3 AktG keine Anwendung findet, sollte 
auch bestimmt werden, daß Beschlußfassungen durch 
schriftliche Stimmabgabe nur zulässig sind, wenn 
kein Mitglied widerspricht. 

über die Verhandlungen und Beschlüsse des Auf- 
sichtsrats der AG sollen nach § 92 Abs. 2 AktG Nieder- 
schriften angefertigt werden, die der Vorsitzer oder 
sein Stellvertreter zu unterzeichnen hat. Stenogra- 
phische Aufzeichnungen können die Niederschriften 
nicht ersetzen. Die Niederschriften sollen neben den 
Beschlüssen den wesentlichen Verlauf der Verhand- 
lungen festhalten. Dementsprechend ist auch bei den 
Niederschriften über die Sitzungen der Ausschüsse zu 
verfahren. Ist nicht in Sitzungen abgestimmt worden, 
ist ebenfalls eine Niederschrift zu fertigen. 

Die erwähnten Vorschriften des § 92 Abs. 2 AktG 
gelten nicht für solche GmbH, die einen fakultativen 
Aufsichtsrat haben. In die Gesellschaftsverträge der- 
artiger Gesellschaften sind möglichst dem Aktienrecht 
entsprechende Bestimmungen aufzunehmen. 

Teilt ein dem Aufsichtsrat angehörender Beamter in 
wichtigen Angelegenheiten nicht die Auffassung der 
Mehrheit, so hat er seine Ansicht und Stimmabgabe 
in die Niederschrift aufnehmen zu lassen. Ist das 
ausnahmsweise nicht angebracht, so hat der Beamte 
seiner Behörde darüber zu berichten (vgl. § 111 Abs. 1 
Nr. 2 RHO). 

f) Aufgaben und Rechte des Aufsichtsrats 

27. Hauptaufgabe des Aufsichtsrats ist die Überwachung 
der Geschäftsführung. Er hat u. a. auch den Jahres- 
abschluß, den Geschäftsbericht und den Vorschlag für 
die Gewinnverteilung zu prüfen sowie über das Er- 
gebnis der Prüfung an die Haupt- oder Gesellschafter- 
Versammlung zu berichten (§§ 96 AktG, 52 GmbHG). 
Bei Aktiengesellschaften wirkt er bei der Feststellung 
des Jahresabschlusses mit (§ 125 AktG). Vgl. Tz 77. 

Gegenstand der Überwachung sind die Rechtmäßig- 
keit, die Zweckmäßigkeit und die Wirtschaftlichkeit 
der Geschäftsführung. Zur Prüfung der Rechtmäßig- 
keit gehört, ob die Geschäftsleitung den durch die 
Satzung gezogenen Rahmen nicht überschreitet und 
die maßgebenden Bestimmungen beachtet. Der Auf- 
sichtsrat muß den Vorteil der Gesellschaft wahren 
und Schaden von ihr abwenden. 

28. Die Art der Ausübung der Überwachung ist den Ver- 
hältnissen des einzelnen Unternehmens anzupassen. 
Für die Entscheidung der Frage, wie weit die Über- 
wachung zu gehen hat, ist ausschlaggebend, was dem 
Aufsichtsrat unter Abwägung aller Umstände ver- 
ständigerweise zugemutet werden kann; sie ist unter 
Anwendung der erforderlichen Sorgfalt nach pflicht- 
mäßigem Ermessen zu treffen. Der Aufsichtsrat hat 
einzuschreiten, wenn er Fehler der Geschäftsleitung 
erkennt. Die Ausführung der Beschlüsse des Auf- 
siditsrats durch die Geschäftsleitung ist zu über- 
wachen. Jedes Aufsichtsratsmitglied ist dafür ver- 
antwortlich, daß der Aufsichtsrat seine Überwachungs- 
pflicht erfüllt. 

29. Besteht bei einer GmbH ausnahmsweise kein Auf- 
sichtsrat (vgl. Tz 15), so haben die Gesellschafter die 
zur Überwachung der Geschäftsführung erforderlichen 
Maßnahmen zu treffen (vgl. § 46 Nr. 6 GmbHG). 

Durch die Bestellung eines Aufsichtsrats bei einer 
GmbH erlischt nicht das Recht der Gesellschafter zur 
Überwachung der Geschäftsführung. 
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30. Die Gesetze räumen dem Aufsichtsrat für die Durch- 
führung der Überwachung verschiedene Rechte ein, 
so einen Anspruch auf jederzeitige Berichterstattung, 
die Befugnis, die Bücher der Gesellschaft usw. zu 
prüfen, das Recht auf die Zuziehung von Sachver- 
ständigen und die Befugnis, bestimmte Arten von 
Geschäften an seine Zustimmung zu binden (vgl. §§ 95 
AktG, 52 GmbHG und Tz 35 ff sowie auch Tz 54 ff.). 
Ein wesentliches Hilfsmittel für die Überwachung ist 
ferner der Bericht des sachverständigen Prüfers (Ab- 
schlußprüfer, vgl. §§ 135 ff AktG, 48 Abs. 2 RHO). 
Der Aufsichtsrat hat auf die rechtzeitige Vorlage zu 
achten und die Berichte zu prüfen und auszuwerten. 
Ergeben sich gegen einen Bericht, etwa auf Grund 
der dem Aufsichtsrat bekannten Umstände, Beden- 
ken, so muß der Aufsichtsra'; diesen nachgehen, ge- 
gebenenfalls in dem erforderlichen Umfange selbst 
Prüfungen vornehmen oder den Abschlußprüfer ver- 
anlassen, seinen Bericht zu ergänzen, oder besondere 
Sachverständige zuziehen (§§ 95 Abs. 2 und 3 AktG, 
52 GmbHG). Auf die Beseitigung von Mängeln ist 
hinzuwirken. 

31. Auch ein einzelnes Mitglied darf einen Bericht der 
Geschäftsleitung an den Aufsichtsrat als solchen ver- 
langen; lehnt die Geschäftsleitung die Berichterstat- 
tung ab, so kann der Bericht nur dann gefordert 
werden, wenn der Vorsitzer des Aufsichtsrats das 
Verlangen unterstützt (§§95 Abs. 2 AktG, 52 GmbHG). 

32. Jedes Aufsichtsratsmitglied kann unter Angabe des 
Zwecks und der Gründe verlangen, daß der Vorsitzer 
des Aufsichtsrats unverzüglich den Aufsichtsrat be- 
ruft. Die Sitzung muß binnen zwei Wochen nach der 
Einberufung stattfinden. Wird einem von mindestens 
zwei Aufsichtsratsmitgliedern geäußerten Verlangen 
nicht entsprochen, so können die Antragsteller unter 
Mitteilung des Sachverhalts selbst den Aufsichtsrat 
berufen (§§ 94 AktG, 52 GmbHG). 

33. Der Aufsichtsrat hat die Haupt- oder Gesellschafter- 
versammlung zu berufen, wenn das Wohl der Ge- 
sellschaft es fordert (§§ 95 Abs. 4 AktG, 52 GmbHG). 

34. Die Beamten, die mit der Verwaltung von Beteili- 
gungen beauftragt sind, die in Gesellschaftsorganen 
tätig werden oder die Prüfungen im Sinne des § 111 
RHO vornehmen, müssen auf eine ordnungsmäßige 
Überwachung der Geschäftsführung hinwirken und, 
soweit im einzelnen Fall erforderlich, veranlassen, daß 
von den gegebenen Rechten und Mitteln Gebrauch 
gemacht wird. 

g) Zustimmungsbedürftige Geschäfte im Sinne der 
§§ 95 Abs. 5 Satz 2 AktG, 52 GmbHG 

35. Die Satzung oder der Aufsichtsrat können zur Er- 
leichterung der Überwachung anordnen, daß be- 
stimmte Arten von Geschäften nur mit Zustimmung 
des Aufsichtsrats vorgenommen werden sollen (§§ 95 
Abs. 5 Satz 2 AktG, 52 GmbHG). Es ist grundsätzlich 
anzustreben, daß in der Satzung oder in der Ge- 
schäftsordnung für die Geschäftsleitung bestimmt 
wird, welche Arten von Geschäften der vorherigen 
Zustimmung des Aufsichtsrats (Einwilligung) bedür- 
fen. Eine solche Regelung ist auch ein geeigneter 
Weg für die mittelbare Einflußnahme des Bundes auf 
wichtige Entscheidungen der Unternehmen (vgl. § 48 
Abs. 2 Satz 1 RHO, Tz 38 Abs. 2 und 76). 

36. Werden in der Satzung zustimmungsbedürftige Ge- 
schäfte aufgeführt, so sollte darin zur Vermeidung 
von Zweifeln auch bestimmt werden, daß der Auf- 
sichtsrat befugt ist, weitere Arten von Geschäften 
an seine Einwilligung zu binden und der Geschäfts- 
leitung allgemein seine Einwilligung für bestimmte 
Arten zu erteilen (vgl. Tz 43 Abs. 2). 

37. Nach dem Aktienrecht können nur bestimmte Arten 
von Geschäften an die Einwilligung des Aufsichts- 


rats gebunden werden. Merkmale hierfür können vor 
allem der Gegenstand der Geschäfte, ihr Umfang 
oder das mit ihnen verbundene Risiko sein. In man- 
chen Fällen ist es geboten, durch Wertgrenzen oder 
in anderer Weise zu bestimmen, ob die Einwilligung 
zu beantragen ist. In dem folgenden Katalog (vgl. 
Tz 40) sind bei mehreren Geschäftsarten solche Re- 
gelungen bereits vorgesehen. Oft liegen schon geeig- 
nete Bestimmungen bei Unternehmen mit gleicharti- 
gen oder ähnlichen Aufgaben vor. Die Entscheidung 
ist stets unter Berücksichtigung der Verhältnisse des 
einzelnen Unternehmens zu treffen. 

38. Finden aktienrechtliche Vorschriften keine Anwen- 
dung, so sind weitergehende Bestimmungen zulässig. 
Nach den aktienrechtlichen Vorschriften sollte aber 
verfahren werden, sofern es im Einzelfalle nicht 
zweckmäßig ist, andere Regelungen vorzunehmen. 
Besteht bei einer GmbH kein Aufsichtsrat, so sollten 
die Rechte im Sinne des § 95 Abs. 5 Satz 2 AktG den 
Gesellschaftern Vorbehalten bleiben (§ 37 GmbHG). 
Vgl. Tz 15. 

39. Durch die Bindung bestimmter Arten von Geschäften 
an seine Einwilligung kann der Aufsichtsrat die Vor- 
nahme dieser Geschäfte untersagen oder auf ihre 
Gestaltung Einfluß nehmen. Nimmt die Geschäfts- 
leitung Geschäfte ohne die erforderliche Zustimmung 
des Aufsichtsrats vor, so ist sie u. U. schadenersatz- 
pflichtig. 

Der Aufsichtsrat der AG ist nicht befugt, dem Vor- 
stand Weisungen zu erteilen, jedoch darf er den 
Vorstand beraten. Der Aufsichtsrat muß ggf. prüfen, 
welche Folgerungen aus der Nichtbeachtung wich- 
tiger Ratschläge, insbesondere wenn die Gesellschaft 
dadurch wesentliche Nachteile erleidet, zu ziehen sind. 
Der Gesellschaftsvertrag der GmbH kann dagegen, 
soweit die entsprechenden aktienrechtlichen Vorschrif- 
ten keine Anwendung finden, bestimmen, daß der 
Aufsichtsrat berechtigt ist, der Geschäftsleitung Wei- 
sungen zu erteilen. Weisungen auf Grund eines Ge- 
sellschafterbeschlusses sind zulässig, sofern der Ge- 
sellschaftsvertrag nichts anderes vorsieht. Es ist zu 
prüfen, welche Regelungen nach den Verhältnissen 
des einzelnen Unternehmens zweckmäßig sind. 

40. Als zustimmungsbedürftige Geschäfte, die vor allem 
in Satzungen und Geschäftsordnungen von Unter- 
nehmen mit Fertigungsbetrieben aufzuführen sind, 
können z. B. in Betracht kommen: 

a) Aufnahme neuer Produktionsarten, Geschäfts- 
zweige und Forschungsaufgaben sowie Aufgabe 
wichtiger Betriebsabteilungen und Tätigkeits- 
gebiete; *) 

b) Errichtung und Auflösung von Zweigniederlassun- 
gen; 

c) Erwerb, Belastung und Veräußerung von Grund- 
eigentum und sonstigen Grundstücksrechten; 

d) Neu-, Um- und Erweiterungsbauten sowie sonstige 

Neuanlagen, deren Kosten im Einzelfali einen Be- 
trag von DM übersteigen; Erwerb 

Veräußerung, Pachtung und Verpachtung von Be- 
trieben oder Teilen von Betrieben; 

e) Beteiligung an anderen Unternehmen, deren Än- 
derung, Belastung und Veräußerung*); Abschluß, 
Änderung und Kündigung von Organschafts- und 
Ergebnisübernahmeverträgen; Äusübung von Rech- 
ten auf Grund von Beteiligungen, insbesondere 
in Haupt- oder Gesellschafterversammlungen, in 
wichtigen Angelegenheiten, z. B. Bestellung, Wi- 
derruf der Bestellung und Entlastung von Ver- 
waltungsträgern und Änderung von Satzungen 
(Gegenstand des Unternehmens*), Kapitalerhöhung 
und -herabsetzung*) usw.**); 

*) Von Bedeutung für die Durchsetzung des § 60 RWB (vgl- Tz 6 ff.) 
Vgl, § 15 MitbErgG. 
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f) Erwerb und Veräußerung von Schutzrechten sowie 
der Abschluß von Lizenzverträgen; 

g) Einräumung von Pfandrechten an beweglichen 
Sachen und Rechten; 

h) Eintritt in Wirtschaftsverbände; Bildung und Lö- 
sung von Interessengemeinschaften; Beitritt zu 
Arbeitgebervereinigungen und Austritt aus diesen; 

i) Aufnahme langfristiger Kredite einschl. der Aus- 
gabe von Schuldverschreibungen; Aufnahme kurz- 
und mittelfristiger Kredite für Neuanlagen; Auf- 
nahme kurz- und mittelfristiger Kredite für son- 
stige Zwecke über einen Gesamtbetrag von 
DM hinaus mit Ausnahme der üb- 
lichen Kredite für die Beschaffung von Fertigungs-, 
Hilfs- und Betriebsstoffen; Eingehung von Wech- 
selverbindlichkeiten über einen Gesamtbetrag von 
DM hinaus; Bürgschafts-, Gewähr- 
oder andere, ähnlichen Zwecken dienende Ver- 
träge außerhalb des üblichen Geschäftsbetriebes; 

k) Gewährung von Krediten jeder Art über einen 

Betrag von DM im Einzelfall hinaus 

mit Ausnahme der üblichen Kredite bei Lieferun- 
gen und Leistungen der Gesellschaft; von Krediten 
im Sinne des § 80 AktG, sofern nicht entsprechende 
besondere gesetzliche Vorschriften bestehen; von 
Krediten an Mitglieder des Aufsichtsrats; von 
Krediten und Baukostenzuschüssen an Dritte zur 
Beschaffung von Wohnungen für Angehörige der 
Gesellschaft; 

l) Einleitung von Rechtsstreitigkeiten mit einem 

Streitwert von mehr als DM, falls 

es sich nicht nur um die Einziehung von Forde- 
rungen aus Lieferungen und Leistungen handelt; 
Abschluß von Vergleichen bei einem Wert des 

Gegenstandes von mehr als DM im 

Einzelfall; Erlaß von Forderungen, soweit er im 
Einzelfall DM übersteigt; 

m) Erteilung von Generalvollmacht und Prokura*); 

n) Abschluß von Betriebsvereinbarungen**); 

Abschluß von Ansteilungsverträgen, sofern das 

Brutto-Monatsgehalt DM übersteigt 

oder die Kündigungsfrist ein Jahr überschreitet, 
und wesentliche Änderungen derartiger Verträge; 
Einräumung von Ansprüchen und Anwartschaften 
auf Unfall-, Alters- und Hinterbliebenenversorgung 
oder die Aufstellung von Grundsätzen hierfür; 
Zusage von Abfindungen für den Fall der Dienst- 
beendigung über drei Brutto-Monatsgehälter hin- 
aus; 

Festlegung von Richtlinien für die Gewährung von 
Reisekostenvergütungen, Trennungs- und Umzugs- 
kostenentschädigungen, Beihilfen, Unterstützungen, 
Krediten — soweit nicht unter Buchst, k gere- 
gelt — , Baukostenzuschüssen, tariflich nicht gere- 
gelten Zulagen, Gratifikationen und sonstigen Son- 
dervergünstigungen einschl. Gewinn- oder Um- 
satzbeteiligungen sowie für bleibende soziale 
Maßnahmen; 

Aufstellung von Grundsätzen für die Benutzung 
der gesellschaftseigenen Kraftfahrzeuge für pri- 
vate Zwecke und von privaten Wagen für ge- 
schäftliche Zwecke durch Arbeitnehmer; 

o) Einforderung von Einzahlungen auf das Grund- 
oder Stammkapital, soweit sie der Geschäftslei- 
tung übertragen worden ist. 

41. Nicht alle erwähnten Geschäftsarten sind bei jedem 

Unternehmen mit Fertigungsbetrieben an die Zu- 
stimmung des Aufsichtsrats zu binden. Es kann je- 

*) Soweit § 46 Ziff. 7 GmbHG keine Anwendung findet (§ 45 GmbHG) 

*♦) Vgl. das Betriebsverfassungsgesetz 


doch angebracht sein, auch andere Arten in den 
Katalog aufzunehmen. 

Der Eigenart des einzelnen Unternehmens ist Rech- 
nung zu tragen. 

Die Satzung darf den Kreis der zustimmungsbedürf- 
tigen Geschäfte nicht so weit ziehen, daß dadurch die 
eigenverantwortliche Leitung des Vorstandes der 
AG unmöglich gemacht würde. Vgl. Tz 37. 

Bei Heimstättengesellschaften wird es z. B. zweck- 
mäßig sein, die Festsetzung der Gebühren für die 
wichtigsten Arten von Leistungen an die Einwilli- 
gung des Aufsichtsrats zu binden, bei sonstigen Woh- 
nungsunternehmen die Aufstellung von Grundsätzen 
für die Vermietung von Wohnungen unter Berück- 
sichtigung der maßgeblichen gesetzlichen Vorschrif- 
ten und entsprechenden Richtlinien, bei Verkehrs- 
unternehmen die Festsetzung und Änderung der 
Verkehrsbedingungen. 

Es kann sich empfehlen, daß die Aufsichtsräte der 
Unternehmen die Vorlage von Wirtschaftsplänen for- 
dern. Bei Unternehmen, die vom Bund Zuwendungen 
erhalten (§§ 64a RHO, 4 Abs. 2 Nr. 2 BRHG), sollte 
die Vorlage solcher Pläne stets verlangt werden. 

42. Von Zeit zu Zeit ist zu prüfen, ob der Kreis der 
zustiminungsbedürftigen Geschäfte zu ändern ist. 

43. Zur Vereinfachung des Geschäftsbetriebes ist es unter 
Umständen zweckmäßig, daß der Aufsichtsrat aus 
seiner Mitte gebildeten Ausschüssen in begrenztem 
Umfange für bestimmte Arten von Geschäften die 
Befugnis zuweist, die Einwilligung zu erteilen. Das 
kann sich vor allem empfehlen, wenn Entscheidungen 
schnell zu treffen sind. Vgl. Tz 20 bis 26. 

Ferner kann es in manchen Fällen vertretbar sein, 
daß der Aufsichtsrat der Geschäftsleitung widerruflich 
die Einwilligung zu bestimmten Arten von Geschäften 
allgemein unter der Voraussetzung erteilt, daß bei 
dem einzelnen Geschäft die vom Aufsichtsrat fest- 
geiegten Bedingungen erfüllt sind. Vgl. Tz 36. 

h) Die Geschäftsleitung 

44. Die Vorstandsmitglieder der AG sind vom Aufsichts- 
rat auf höchstens 5 Jahre zu bestellen. Eine wieder- 
holte Bestellung ist zulässig. Der Aufsichtsrat kann 
die Bestellung zum Vorstandsmitglied widerrufen, 
wenn ein wichtiger Grund vorliegt. Ein solcher Grund 
ist namentlich grobe Pflichtverletzung oder Unfähig- 
keit zur ordnungsmäßigen Geschäftsführung. Dies gilt 
auch für den vom ersten Aufsichtsrat bestellten Vor- 
stand. Der Widerruf ist wirksam, solange nicht über 
seine Unwirksamkeit rechtskräftig entschieden ist. 
Für die Ansprüche aus dem Anstellungsvertrag gelten 
die allgemeinen Vorschriften (§ 75 AktG). Vgl. auch 
§§ 12, 13 MitbG, §§ 13, 15 MitbErgG. 

45. Bei den GmbH und bergrechtlichen Gewerkschaften 
mit eigener Rechtspersönlichkeit, auf die das Mit- 
bestimmungsgesetz Anwendung findet, erfolgen die 
Bestellung der Mitglieder der zur gesetzlichen Ver- 
tretung berufenen Organe und der Widerruf nach 
Maßgabe des § 75 AktG durch den Aufsichtsrat (§§ 12, 
13 MitbG). Vgl. auch §§ 13, 15 MitbErgG. 

Die Bestellung und Abberufung der Geschäftsführer 
der GmbH unterliegt im übrigen, soweit die Bestel- 
lung nicht im Gesellschaftsvertrag erfolgt ist, nach 
§ 46 GmbHG der Bestimmung der Gesells-chafter (vgl. 
§ 47 GmbHG). Sie kann im Gesellschaftsvertrag dem 
Aufsichtsrat übertragen werden (§§ 45, 52 GmbHG); 
nach den Verhältnissen des einzelnen Unterneh- 
mens ist zu entscheiden, ob es angebracht ist, von 
dieser Möglichkeit Gebrauch zu machen. Die Bestel- 
lung der Geschäftsführer ist in der Regel zu jeder 
Zeit widerruflich, unbeschadet der Entschädigungs- 
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ansprüche aus bestehenden Verträgen. Im Gesell- 
schaftsvertrag kann die Zulässigkeit des Widerrufs 
auf den Fall beschränkt werden, daß wichtige Gründe 
diesen notwendig machen. Als solche Gründe sind 
insbesondere grobe Pflichtverletzung oder Unfähig- 
keit zur ordnungsmäßigen Geschäftsführung anzuse- 
hen (§ 38 GmbHG). 

46. Die Bestellung und Abberufung von Mitgliedern der 
Geschäftsleitung sollte, soweit der Aufsichtsrat zu- 
ständig ist, stets von dem gesamten Aufsichtsrat 
beschlossen werden. Vgl. Tz. 20 Abs. 2, 25 Abs. 4. 

47. Es sollte darauf hingewirkt werden, daß die Vor- 
schriften des § 75 AktG über die Dauer der Bestellung 
und die Wiederbestellung der Vorstandsmitglieder 
grundsätzlich auf die Mitglieder der Geschäftsleitun- 
gen von Unternehmen, für welche die aktienrecht- 
lichen Vorschriften gesetzlich nicht gelten, angewen- 
det werden. 

48. Den Geschäftsleitungen der Unternehmen sollen grund- 
sätzlich mindestens zwei Mitglieder angehören. Das ist 
möglichst in der Satzung festzulegen. Ist die Betäti- 
gung eines Unternehmens verhältnismäßig unbedeu- 
tend, so ist zu prüfen, ob es genügt, daß die Ge- 
schäftsleitung nur aus einer Person besteht. In den 
Ausnahmefällen ist eine besonders sorgfältige Über- 
wachung durch den Aufsichtsrat geboten. 

49. Die Mitglieder der Geschäftsleitung sind nach Ge- 
sichtspunkten auszuwählen, die der Art des Betriebes 
entsprechen. So sollte z. B. bei Unternehmen mit 
Fertigungsbetrieben grundsätzlich zumindest ein kauf- 
männisches und ein technisches Mitglied bestellt 
werden. 

50. Wenn die Geschäftsleitung aus mindestens zwei Per- 
sonen besteht, sollte die Satzung vorsehen, daß das 
Unternehmen durch zwei Mitglieder oder durch ein 
Mitglied in Gemeinschaft mit einem Prokuristen ver- 
treten wird. 

Ferner ist im allgemeinen in der Geschäftsordnung 
für die Geschäftsleitung zu regeln, daß Einzelprokura 
und Einzelhandlungsvollmacht nicht erteilt werden 
dürfen. 

51. Werden die Geschäfte bei einer mehrköpfigen Ge- 
schäftsleitung, soweit das gesetzlich zulässig ist, unter 
die Mitglieder nach bestimmten Aufgabenbereichen 
verteilt, ist jedes Mitglied verpflichtet, die Geschäfts- 
führung der anderen Mitglieder in gewissem Umfange 
zu überwachen und gegen Mißstände außerhalb seines 
eigenen Geschäftsbereichs einzuschreiten. In der Sat- 
zung oder in der Geschäftsordnung für die Geschäfts- 
leitung sollte im Interesse der Einheitlichkeit der 
Leitung bestimmt werden, daß Entscheidungen über 
Angelegenheiten grundsätzlicher Art und von wesent- 
licher finanzieller Bedeutung unter Mitwirkung aller 
Mitglieder zu treffen sind. Ferner ist festzulegen, ob 
Entscheidungen nach dem Einstimmigkeits- oder dem 
Mehrheitsprinzip zu treffen sind. 

52. Es sollte davon abgesehen werden, ein Mitglied der 
Geschäftsleitung zum Vorsitzer mit dem Recht zu 
bestellen, bei Meinungsverschiedenheiten in der Ge- 
schäftsleitung allein zu entscheiden. Einem vom Aui- 
sichtsrat ernannten Vorsitzer des Vorstandes der AG 
stehen solche Befugnisse zu, wenn die Satzung nichts 
anderes bestimmt (§§ 70, 75 AktG). Die Satzungen 
der AG sollten deshalb die Alleinentscheidungs- 
befugnis des Vorsitzers ausschließen. 

53. Die an Entscheidungen beteiligten Beamten, insbeson- 
dere diejenigen, die Aufsichtsräten angehören oder 
die den Bund in Haupt- oder Gesellschaftsversamm- 


lungen vertreten, müssen darauf achten, daß den 
dargestellten Grundsätzen entsprochen wird. Sie 
haben darauf hinzuwirken, daß von der Wiederbe- 
stellung eines Mitglieds der Geschäftsleitung abge- 
sehen oder die Bestellung widerrufen wird, wenn das 
erforderlich ist, insbesondere wenn andere Maßnah- 
men nicht geeignet erscheinen oder sich nicht als 
ausreichend erwiesen haben (vgl. §§ 99 AktG und 52 
GmbHG über die Sorgfaltspflicht und Verantwortlich- 
keit der Aufsichtsratsmitglieder). 

i) Berichte im Sinne des § 81 AktG 

54. Der Vorstand einer AG hat dem Aufsichtsrat nach 
§ 81 AktG regelmäßig, längstens vierteljährlich, über 
den Gang der Geschäfte und die Lage des Unter- 
nehmens sowie dem Vorsitzer des Aufsichtsrats oder 
seinem Stellvertreter bei wichtigem Anlaß mündlich 
oder schriftlich zu berichten. Die Berichte haben den 
Grundsätzen einer gewissenhaften und getreuen 
Rechenschaft zu entsprechen. Sie sollen vor allem die 
Überwachung der Geschäftsführung erleichtern. 

55. Es ist anzustreben, daß schriftliche Berichterstattung 
vorgeschrieben wird. 

56. Die für die regelmäßigen Berichte gesetzlich fest- 
gelegte Frist darf verkürzt, aber nicht verlängert 
werden. 

57. Berichte im Sinne des § 81 AktG sind von dem 
ganzen Vorstand zu erstatten. Es erscheint deshalb 
grundsätzlich angebracht, daß die Berichte von sämt- 
lichen Vorstandsmitgliedern unterzeichnet werden, 
Stimmt ein Mitglied dem Inhalt eines von der Mehr- 
heit beschlossenen Berichtes in einem wichtigen Punkt 
nicht zu, so hat es im Interesse seiner Entlastung 
erforderlichenfalls gesondert zu berichten. 

58. Die regelmäßigen Berichte müssen dem Aufsichtsrat 
einen ausreichenden Überblick über die Entwicklung 
der Gesellschaft in dem Berichtszeitraum geben und 
die Angelegenheiten, die für die Beurteilung der 
Lage des Unternehmens (Vermögens-, Finanz- und 
Ertragslage) wesentlich sind, erschöpfend behandeln. 
Die Berichte sollen möglichst auch über die Aussich- 
ten Auskunft geben. Wird die Lage des Unternehmens 
durch Verhältnisse verbundener Unternehmen maß-’ 
gebend beeinflußt, so ist darüber ebenfalls zu be- 
richten. 

59. Es ist oft angebracht, dem regelmäßigen Bericht einen 
Zwischenabschluß (Zwischenbilanz, Zwischenerfolgs- 
rechnung) beizufügen und die wichtigsten Änderun- 
gen gegenüber früheren Zahlen und Darstellungen 
zu erläutern. Ferner ist es häufig zweckmäßig, dem 
Bericht Liquiditätsübersichten sowie bedeutsame Sta- 
tistiken anzufügen. Werden auch hier die wichtigsten 
Zahlen, insbesondere die Veränderungen, erläutert, 
so besteht die Möglichkeit, die Berichte verhältnis- 
mäßig kurz und auch verständlich zu fassen. 

60. Die Berichte aus wichtigem Anlaß brauchen sich nur 
auf diesen zu erstrecken. Ein solcher Anlaß liegt insbe- 
sondere vor, wenn die Lage des Unternehmens durch 
ein Ereignis wesentlich beeinflußt worden ist oder 
beeinträchtigt werden kann, das eine Maßnahme des 
Aufsichtsrats zweckmäßig oder nötig erscheinen läßt. 
Maßgebend ist, was allgemein, so auch vom Auf- 
sichtsrat, als wichtig anzusehen ist. 

61. Die Schutzklausel des § 128 Abs. 3 Satz 2 AktG gilt 
für die — internen — Berichte im Sinne des § 81 
AktG nicht. Es besteht eine unbedingte Pflicht zur 
Offenheit gegenüber dem Aufsichtsrat. 

62. Werden regelmäßige Berichte nicht rechtzeitig er- 
stattet, haben die Mitglieder des Aufsichtsrats auf 
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die unverzügliche Vorlage der Berichte hinzuwirken. 
Entspricht der Inhalt eines Berichts, z. B. die Dar- 
stellung der Lage, nicht den Anforderungen, die nach 
den Verhältnissen des Unternehmens zu stellen sind, 
so ist zu veranlassen, daß er ergänzt wird und die 
Berichte künftig vorschriftsmäßig abgefaßt werden. 
Erforderlichenfalls ist auch von den Rechten im Sinne 
der §§95 Abs, 2 und 3 AktG, 52 GmbHG Gebrauch 
zu machen. Vgl. Tz. 30. 

63. Wegen der Bedeutung der regelmäßigen Berichte 
kann es sich empfehlen, daß der Aufsichtsrat diese zu- 
nächst einem Ausschuß zur Prüfung zuleitet. Vgl. 
Tz. 20 ff. 

64. Besteht keine gesetzliche Pflicht der Geschäftsleitung 
zur Berichterstattung an den Aufsichtsrat, ist darauf 
hinzuwirken, daß eine den §§ 81 und 95 Abs. 2 AktG 
entsprechende Bestimmung in den Gesellschaftsver- 
trag aufgenommen und eine schriftliche Berichterstat- 
tung vorgeschrieben wird. 

65. Ist bei einem Unternehmen ausnahmsweise kein Auf- 
sichtsrat gebildet, wird grundsätzlich schriftliche Be- 
richterstattung im Sinne des § 81 AktG an die 
Gesellschafter vorzusehen sein. Vgl. Tz. 29. 

k) Inanspruchnahme von Haushaltsmitteln des Bun- 
des bei der Gründung von Unternehmen und 
Kapitalerhöhungen 

66. Bei der Gründung von Unternehmen und Beschlüssen 
über Kapitalerhöhungen ist darauf hinzuwirken, daß 
Haushaltsmittel des Bundes über die gesetzlich vor- 
geschriebenen Mindesteinzahlungen hinaus nicht 
früher und jeweils nur insoweit eingefordert werden, 
als sie für den vorgesehenen Zweck benötigt werden 
(§§ 26 Abs. 1 RHO 28, 155 AktG, 7, 57 GmbHG; vgl. 
Tz. 40 Buchst, o). 

Nach diesen Grundsätzen sollte auch bei Untergesell- 
schaften verfahren werden, selbst wenn Bundesmittel 
nicht unmittelbar beansprucht werden. 

l) Rechnungswesen; innerbetriebliche Prüfungen 

67. Es ist darauf zu achten, daß das Rechnungswesen des 
einzelnen Unternehmens seinen besonderen Verhält- 
nissen angepaßt wird und den Grundsätzen ordnungs- 
mäßiger Buchführung entspricht. Das Rechnungswesen 
muß u. a. kurzfristig eine Übersicht über die Aktiva 
und Passiva und über den Erfolg, eine Überwachung 
der Selbstkosten, die Kontrolle der Wirtschaftlichkeit 
und eine Planung ermöglichen. 

68. Für den Aufsichtsrat kann sich ein besonderer Anlaß, 
sich um das Rechnungswesen zu kümmern, z, B. er- 
geben, wenn Jahresabschlüsse nicht in der vorge- 
schriebenen Frist aufgestellt werden, wenn der Ab- 
schlußprüfer Mängel des Rechnungswesens (z. B. Bu- 
chungsrückstände) einschließlich der Abrechnung der 
Anlageinvestitionen festgestellt hat oder wenn das 
Rechnungswesen keine Aufstellung von Zwischenab- 
schlüssen gestattet. 

69. Im algemeinen ist darauf hinzuwirken, daß die Ge- 
schäftsleitungen zu ihrer Unterstützung innerbetrieb- 
liche Einrichtungen (Innenrevision) mit Prüfungen 
beauftragen. Es ist anzustreben, daß die Innenrevi- 
sion unmittelbar der Geschäftsleitung — nicht nur 
einem ihrer Mitglieder — unterstellt wird und die 
Aufträge schriftlich erteilt werden. 

70. Die Aufgaben der Innenrevision müssen den Verhält- 
nissen des einzelnen Unternehmens entsprechen. In- 
nerbetriebliche Prüfungen sollten sich grundsätzlich 
auf das Rechnungs- und Finanzwesen, auf die Be- 
achtung der für das Unternehmen bedeutsamen Ge- 


setze und der Anweisungen und Richtlinien der Ge- 
schäftsleitung sowie auf die Wirtschaftlichkeit der 
Geschäfte und Maßnahmen erstrecken. 

71. Wenn ein Unternehmen (Dachgesellschaft) an ande- 
ren Unternehmen beteiligt ist, so ist anzustreben, daß 
interne Prüfungen auch bei diesen — von eigenen 
Revisionsstellen oder der Dachgesellschaft — vorge- 
nommen werden. Im allgemeinen empfiehlt es sich, 
daß die Innenrevision der Dachgesellschaft die Be- 
richte der Revisionsstellen der Untergesellschaften 
und die der Abschlußprüfer dieser Gesellschaften 
auswertet. 

72. Wenn Zweifel bestehen, ob bei einem Unternehmen 
die Einrichtung der Innenrevision geboten ist oder 
die innerbetrieblichen Prüfungen den Erfordernissen 
entsprechen, ist es angebracht, den Abschlußprüfer 
zu veranlassen, sich dazu gutachtlich zu äußern. 

m) Jahresabschluß (Gliederung, Wertansätze); 

Geschäftsbericht ; Gewinnverteilungs Vorschlag ; 

Veröffentlichung des Jahresabschlusses 

73. Gesellschaften mit beschränkter Haftung und 
sonstige Unternehmen sollten bei der Auf- 
stellung des Jahresabschlusses die aktienrecht- 
lichen Gliederungs- und Bewertungsvorschriften sinn- 
gemäß anwenden, soweit diese für sie gesetzlich nicht 
gelten und keine Sondervorschriften bestehen. Außer- 
dem ist anzustreben, daß diese Unternehmen Ge- 
schäftsberichte entsprechend den aktienrechtlichen 
Vorschriften aufstellen. Hierüber sollen ggf. Bestim- 
mungen in die Gesellschaftsverträge aufgenommen 
werden (vgl. auch Tz. 77). 

74. Die in Gesellschaftsorganen tätigen Beamten sollen 
darauf hinwirken, daß in den Jahresabschlüssen Ge- 
winne ausgewiesen werden, die der wirtschaftlichen 
Lage der Unternehmen entsprechen. Dieser Grundsatz 
gilt auch für Untergesellschaften. Die Gewinnausschüt- 
tungen der Bundesunternehmen sollten nicht hinter 
denen der privaten Unternehmen zurückstehen. Die 
Beamten dürfen Beschlüssen nur zustimmen, welche 
auch die Interessen des Bundes berücksichtigen. 

75. Größere Bundesunternehmen sollten ihre Jahres- 
abschlüsse veröffentlichen, auch wenn sie dazu ge- 
setzlich nicht verpflichtet sind (vgl. §§ 41 Abs. 4 
GmbHG, 143 AktG). 

n) Weisungen an Aufsichtsratsmitglieder 

76. Beamte, die auf Verlangen, Vorschlag oder Veranlas- 
sung ihres Dienstvorgesetzten in den Aufsichtsrat 
eines Unternehmens, an dessen Kapital der Bund 
unmittelbar oder mittelbar beteiligt ist, entsandt oder 
gewählt sind, haben den Weisungen ihrer Dienst- 
vorgesetzten grundsätzlich Folge zu leisten. Dies gilt 
nicht, wenn das dem Beamten aufgetragene Verhalten 
strafbar und die Strafbarkeit für ihn erkennbar ist 
(§ 56 Bundesbeamtengesetz — BBG — ). Strafbar macht 
sich ein Aufsichtsratsmitglied namentlich, wenn es 
vorsätzlich zum Nachteil der Gesellschaft handelt 
(§ 294 AktG, § 81 a GmbHG). Ob der Beamte auch 
Weisungen befolgen darf und befolgen muß, wenn 
er sich durch die Ausführung zwar nicht strafbar 
machen, aber seine Pflichten als Aufsichtsratsmitglied 
verletzen würde, ist umstritten. Bedenken gegen die 
Rechtmäßigkeit einer Weisung hat der Beamte auf 
dem in. § 56 Abs. 2 BBG vorgesehenen Weg geltend 
zu machen. 

Gehören einem Aufsichtsrat Beamte mehrerer Ressorts 
an, sollte vor wichtigen Entscheidungen des Aufsichts- 
rats eine Verständigung zwischen den Ressorts an- 
gestrebt werden. 

Die Beamten haben ihre Behörde über Angelegen- 
heiten von besonderer Bedeutung frühzeitig zu unter- 
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richten, damit erforderlichenfalls Weisungen erteilt 
werden können (vgl. § 111 Abs. 1 Nr. 2 RHO und 
Tz 14). Das kann z. B. in Betracht kommen vor größe- 
ren Investitionen und nach dem Bekanntwerden von 
Vorgängen, die voraussichtlich wesentliche Verluste 
oder Liquiditätsschwierigkeiten zur Folge haben. 
Werden ausnahmsweise Personen, die nicht in der 
Bundesverwaltung tätig sind, oder Ruhestandsbeamte 
auf Veranlassung des Bundes in den Aufsichtsrat 
eines Unternehmens gewählt oder entsandt, so soll- 
ten, soweit angebracht, Abmachungen mit ihnen ge- 
troffen werden, nach denen sie den Gesellschafter in 
den angegebenen Fällen unterrichten und neben den 
Gesellschaftsinteressen auch die Interessen des Bun- 
des angemessen berücksichtigen. Vgl. Tz. 19 

3, Einflußnahme über Haupt- oder Gesell- 
schafterversammlungen 

a) Feststellung des Jahresabschlusses 

77. Das AktG schreibt vor, bis zu welchem Zeitpunkt nach 
dem Ablauf des Geschäftsjahres der Vorstand den 
Jahresabschluß aufzustellen, der Aufsichtsrat sich 
über die Billigung des Abschlusses gegenüber dem 
Vorstand zu erklären und die Hauptversammlung 
stattzufinden hat. Nur in begründeten Fällen sollte 
von der gesetzlichen Möglichkeit Gebrauch gemacht 
werden, in der Satzung längere Fristen vorzusehen. 
Nach § 41 GmbHG haben die Geschäftsführer den 
Abschluß für das verflossene Geschäftsjahr in den ersten 
drei Monaten des Geschäftsjahres oder in der im 
Gesellschaftsvertrag gemäß § 41 Abs. 3 GmbHG fest- 
gesetzten längeren Frist aufzustellen. Das GmbHG- 
Recht regelt nicht, bis zu welchem Zeitpunkt der 
Jahresabschluß festzustellen ist (§§ 45, 46 Nr. I 
GmbHG). Es ist anzustreben, daß in den Gesellschafts- 
verträgen eine Frist für die Feststellung durch die 
Gesellschafterversammlung vorgesehen wird. 

78. Von dem Zeitpunkt der Aufstellung, Prüfung und 
Feststellung der Jahresabschlüsse ist abhängig, wann 
der zuständige Bundesminister die ihm obliegende 
Jahresprüfung (vgl. §§ 111, 112 RHO, Anlage C) und 
der Bundesrechnungshof die Prüfung (§ 113 RHO) 
vornehmen können. 

Die für die Verwaltung von Beteiligungen zuständi- 
gen Beamten haben ebenso wie diejenigen, die Auf- 
sichtsräten angehören, darauf zu achten, daß die 
Jahresabschlüsse in den gesetzlich oder in Satzungen 
bestimmten Fristen aufgestellt, geprüft und festge- 
stellt werden. 

b) Wahrnehmung der Rechte in den Haupt- oder 
Gesellschafterversammlungen, insbesondere Ent- 
lastung der Geschäftsleitung und des Aufsichts- 
rats 

79. Ist der Bund nicht allein Gesellschafter eines Unter- 
nehmens, haben die für die Verwaltung der Bundes- 
beteiligung zuständigen und die im Aufsichtsrat täti- 
gen Beamten zur Wahrung der Interessen des Bundes 
darauf hinzuwirken, daß dieser in den Haupt- oder 
Gesellschafterversammlungen vertreten ist. Vgl. u. a. 
Tz. 14, 74. 

Erforderlichenfalls sind auch die Rechte wahrzuneh- 
men, welche die Gesetze einer bestimmten Minderheit 
von Gesellschaftern für gewisse Gebiete einräumen 
(vgl. §§ 84, 106, 118, 122 ff., 125, 136, 206 AktG, 50 
GmbHG). Auf § 118 AktG über das Recht einer Min- 
derheit, eine Sonderprüfung zu beantragen, wird be- 
sonders hingewiesen. 

80. Damit Interessenkollisionen vermieden werden, darf 
ein Beamter grundsätzlich nicht die Gesellschafter- 
rechte des Bundes in der Haupt- oder Gesellschafter- 


versammlung des Unternehmens wahrnehmen, dessen 
Aufsichtsrat er angehört. Ausnahmen von diesem 
Grundsatz können jedoch, wenn die Gefahr eines 
Interessenwiderstreits nicht besteht, aus praktischen 
Erwägungen zweckmäßig sein, z. B. im Falle der Neu- 
wahl eines Aufsichtsratsmitgliedes, ln den Ausnahme- 
fällen muß jedoch das Aufsichtsratsmitglied neben der 
Vollmacht, den Bund zu vertreten, eine Weisung 
seines Vorgesetzten erhalten. Ferner darf grundsätz- 
lich kein dem Aufsichtsratsmitglied untergeordneter 
Beamter die Gesellschafterrechte ausüben. Ist aus 
dienstlichen Gründen eine Ausnahme erforderlich, 
muß auch hier der die Gesellschafterrechte wahrneh- 
mende Beamte jeweils von einem Vorgesetzten des 
Aufsichtsratsmitglieds eine Weisung erhalten. 

81. Die Hauptversammlung der AG hat nach § 104 AktG 
alljährlich über die Entlastung des Vorstandes und 
des Aufsichtsrats zu beschließen. 

Besteht für ein Unternehmen einer anderen Rechts- 
form keine solche gesetzliche Vorschrift, ist eine ent- 
sprechende Regelung in dem Gesellschaftsvertrag an- 
zustreben. Vgl. auch § 15 MitbErgG. 

Zur unterschiedlichen Bedeutung der Entlastung nach 
dem Aktienrecht und nach dem sonstigen Gesell- 
schaftsrecht wird auf das Schrifttum und die Recht- 
sprechung hingewiesen. 

c) Tagesordnungen; Niederschriften 

82. In den Tagesordnungen für die Haupt- oder Gesell- 
schafterversammlnngen sollten die zu behandelnden 
Punkte möglichst genau bezeichnet werden. Die Ge- 
sellschafter müssen Gelegenheit erhalten, sich auf die 
Erörterungen und Abstimmungen vorzubereiten. Vgl. 
Tz. 24. 

83. Es ist darauf hinzuwirken, daß über Gesellschafter- 
Versammlungen auch dann Niederschriften gefertigt 
werden, wenn das gesetzlich nicht vorgeschrieben ist 
(vgl. §§ 111 AktG, 53, 55 GmbHG). Von Beurkundun- 
gen wird, soweit zulässig, im Interesse der Kosten- 
ersparnis im allgemeinen abgesehen werden können. 
Neben der Wiedergabe der Beschlüsse kommt einer 
Darstellung des wesentlichen Verlaufs der Verhand- 
lungen in den Niederschriften besondere Bedeutung 
zu, wenn Gesellschaften keinen Aufsichtsrat haben 
und dessen Aufgaben von den Gesellschaftern wahr- 
genommen werden. Vgl. vor allem Tz 15, 26, 29. 

IV. Allgemeine wirtschaftliche Grundsätze, die von 
beamteten Mitgliedern der Gesellschaftsorgane 
zu beachten sind 

1. Allgemein 

84. Die Beamten, die Aufsichtsräten angehören, sollen bei 
der Überwachung der Geschäftsführung darauf hin- 
wirken, daß die Unternehmen den Grundsatz der 
Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit beachten. 

In manchen Fällen, vor allem bei Unternehmen, die 
öffentliche Aufgaben erfüllen, können die für die 
Haushalts- und Wirtschaftsführung des Bundes gel- 
tenden Grundsätze als Anhalt dienen. Entsprechende 
Beschlüsse der zuständigen Organe sind ggf. anzu- 
regen. 

Für gemeinnützige Wohnungsunternehmen bestimmt 
§ 12 des Wohnungsgemeinnützigkeitsgesetzes (WGG) 
ausdrücklich, daß sich die Kosten der Verwaltung und 
Geschäftsführung satzungsgemäß und tatsächlich in 
angemessenen Grenzen halten müssen, 

85. Neben den vorstehenden Hinweisen können die für 
die Prüfung der Geschäftsführung festgesetzten Richt- 
linien (§ 48 Abs. 2/4 RHO) auf manchen Gebieten einen 
Anhalt dafür bieten, welche Fragen bei der Über- 
wachung der Geschäftsführung zu berücksichtigen 
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sind. Nachstehend wird auf einige Grundsätze einge- 
gangen, deren Beachtung sich in den letzten Jahren 
als bedeutsam erwiesen hat. 

2. Zuwendungen des Bundes an Unter- 
nehmen 

86. Erhält ein Unternehmen vom Bund Zuwendungen zur 
Deckung seines allgemeinen Finanzbedarfs, z. B. zur 
Deckung von Verlusten, ist stets zu prüfen, inwieweit 
die für die Haushalts- und Wirtschaftsführung des 
Bundes geltenden Grundsätze angewendet werden 
sollten. Vgl. u. a. Tz 4 bis 6, 7, 9, 12, 13 Abs. 2 Buchst, d, 
Abs. 3 der Bundesrichtlinien 1953 zu § 64 a RHO 
(MinBlFin 1953 S. 369) sowie Nr. 1 Abs. 1 und 3 und 
Nr. 7/9 der Anlage 2 dazu. 

87 Übernimmt der Bund im Gesellschaftsvertrag oder in 
anderen Verträgen die Verpflichtung zur Leistung von 
Zuwendungen, z. B. zur Deckung von Bilanz- oder 
Betriebsverlusten oder bestimmter Aufwendungen 
(Kosten), ist schon in den Verträgen zu vereinbaren, 
daß die Zahlung der Mittel von der Anerkennung von 
Bedingungen im Sinne der Tz 12 und 13 der erwähn- 
ten Bundesrichtlinien und der Anlage 2 hierzu ab- 
hängig ist. Abweichungen von den Grundsätzen der 
Anlage 2 der Bundesrichtlinien sind für einzelne Ge- 
biete nur aus zwingenden Gründen zulässig (vgl. Tz 23 
der Bundesrichtlinien). Im übrigen ist anzustreben, 
daß die zu vereinbarenden besonderen Bedingungen 
(Tz 13 der Bundesrichtlinien) jeweils den Verhältnis- 
sen des einzelnen Falles angepaßt und möglichst klar 
gefaßt werden. Vgl hierzu u. a. das Rundschreiben des 
BMF vom 16- Mai 1960 — 11 A/1 — A0105 — 4/60 — 
betr. Personalaufwand der Zuwendungsempfänger und 
das vom 10. Februar 1961 betr. die Durchführung von 
Bauvorhaben (MinBlFin 1961 S. 290), die auf Be- 
schlüsse des Haushaltsausschusses des Deutschen 
Bundestages hinweisen, und Tz 104. 

Nach Nr. 1 Abs. 3 der erwähnten Anlage 2 sind Bau- 
vorhaben, für die Zuwendungsmittel bereitgestellt 
werden, nach der Verdingungsordnung für Bau- 
leistungen (VOB) zu vergeben und durchzuführen. 
Außerdem ist zu vereinbaren, daß die Anlage B des 
vorliegenden Rundschreibens zu beachten ist. In den 
Vereinbarungen ist ferner vorzusehen, daß bei Auf- 
trägen für Leistungen, die keine Bauleistungen sind, 
die Verdingungsordnung für Leistungen (VOL) zu- 
grunde gelegt wird. 

In geeigneten Fällen ist zu veranlassen, daß nach dein 
Rundschreiben des BMF vom 27. Juli 1962 — betr. 
Geldversorgung von Stellen außerhalb der öffent- 
lichen Verwaltung aus Bewilligungen des Bundes- 
haushalts — (MinBlFin 1962 S. 570) verfahren wird 
(vgl. auch Tz 15 der erwähnten Bundesrichtlinien). 

88. In Fällen von grundsätzlicher oder sonst erheblicher 
Bedeutung ist der BMF nach Tz 9 der Bundesricht- 
linien bei der Gewährung von Zuwendungen zu betei- 
ligen. Das gilt auch für Abweichungen von den Be- 
stimmungen der Bundesrichtlinien, insbesondere von 
der erwähnten Anlage 2. Vgl. ferner §§ 8 Abs. 2 und 
45 b RHO. 

3. Gegenstand des Unternehmens 

89. Der Aufsichtsrat hat darauf zu achten, daß sich das 
Unternehmen nur im Rahmen seiner satzungsmäßigen 
Aufgaben betätigt (vgl. Tz 5, 6, 10, 14, 27, 40 Buchst, a), 

4. Anlagevermögen (Investitionen) 

90. Zur Behandlung bedeutsamer Investitionen als zustim- 
mungsbedürftige Geschäfte vgl. § 95 Abs. 5 Satz 2 
AktG, § 52 GmbHG, Tz 37, 38, 40 Buchst, c und d, 76. 
Bei Zustimmungen ist zu berücksichtigen, daß Anlage- 
investitionen vielfach auch höhere Umlaufmittel er- 


fordern. Es ist grundsätzlich anzustreben, daß die 
Unternehmen in vertretbarem Ausmaße von der Mög- 
lichkeit Gebrauch machen, Investitionen durch die 
Aufnahme von Fremdmitteln zu finanzieren. 

91. Bedeutsame Investitionen sollten erst begonnen wer- 
den, wenn dem Überwachungsorgan vollständige und 
ausführungsreife technische Pläne, möglichst genaue 
Kostenberechnungen sowie sorgfältig aufgestellte 
Wirtschaftlichkeitsberechnungen und Finanzpläne vor- 
gelegt und die Vorhaben von dem zuständigen Organ 
gebilligt worden sind. Zur Einschaltung von Aufsichts- 
ratsausschüssen vgl Tz 20 ff., 25 und 43. Werden Ab- 
weichungen von Investitionsplänen und Überschrei- 
tungen der gebilligten Kosten, soweit sie nicht un- 
wesentlich sind, notwendig, so muß die Einwilligung 
des zuständigen Organs rechtzeitig von der Geschäfts- 
leitung beantragt werden, Überschreitungen werden 
auch dann als wesentlich anzusehen sein, wenn sie 
prozentual gering erscheinen, nach den Verhältnissen 
des Unternehmens absolut aber hoch sind. Das gesell- 
schaftsrechtliche Überwachungsorgan sollte sich regel- 
mäßig über die Durchführung bedeutsamer Investitio- 
nen, über die entstandenen und die noch entstehenden 
Kosten, über zu erwartende Kostenüberschreitungen 
und über die Abrechnung unterrichten lassen. 

92. Werden wesentliche Abweichungen von den vom 
Aufsichtsrat gebilligten Plänen und Kosten fest- 
gestellt, zu denen die Gesdiäftsleitung, obgleich es 
erforderlich war, nicht rechtzeitig die Einwilligung 
des Aufsichtsrats beantragt hat, so soll der Aufsichts- 
rat prüfen, ob Folgerungen aus dem Verhalten der 
Geschäftsleitung zu ziehen sind. Entstehen einem 
Unternehmen durch vom Überwachungsorgan nicht 
gebilligte zustimmungsbedürftige Investitionen oder 
durch nicht gebilligte Abweichungen von Plänen und 
Kostenberechnungen Verluste, so ist auch zu prüfen, 
ob Mitglieder der Geschäftsleilung schadenersatz- 
pflichtig sind. 

93. Im Interesse einer angemessenen Preisbildung und 
einer ordnungsmäßigen und wirtschaftlichen Aus- 
führung der Investitionen sollten Aufträge nach den 
Grundsätzen der VOB oder der VOL vergeben wer- 
den (vgl. Tz 87). Der öffentlichen Ausschreibung wird 
möglichst der Vorzug zu geben sein. Es ist u. a. dar- 
auf zu achten, daß Leistungsverzeichnisse ordnungs- 
mäßig aufgestellt werden. Die Unternehmen sollten 
sich selbst auf Grund geeigneter Unterlagen einen 
Überblick über die voraussichtlichen Kosten der In- 
vestitionen verschaffen, damit sie die Angemessenheit 
der Angebotspreise beurteilen können. Im übrigen 
wird empfohlen, bei Bauleistungen nadi der Anlage ß 
dieses Rundschreibens (Buchst, a und b) zu verfahren. 

5. Kreditgewährung 

94. Die Gewährung bedeutsamer Kredite sollte an die 
vorherige Zustimmung des Aufsichtsrats gebunden 
werden. Die Regelungen müssen insbesondere die 
Höhe der Kredite, das Risiko und die Fälligkeit 
berücksichtigen, Vgl. Tz 40 Buchst, k, 

95. Unternehmen, an denen der Bund unmittelbar oder 
mittelbar beteiligt ist, sollten anderen Unternehmen, 
soweit es sich nicht um Unternehmen desselben Kon- 
zerns handelt, Kredite nur gewähren, wenn die 
Kreditgewährung nach kaufmännischen Grundsätzen 
gerechtfertigt erscheint. Vgl. Tz 40 Buchst, k. 

96. Es wird im allgemeinen angebracht sein, daß die 
Dachgesellschaften Richtlinien für die Gewährung 
von Krediten durch Gesellschaften der Konzerne auf- 
stellen. 
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6. Aufwendungen für die Geschäftsleitung 
und die Arbeitnehmer des Unternehmens 

97. Der Aufsichtsrat der AG hat dafür zu sorgen, daß die 
Gesamtbezüge der Vorstandsmitglieder (vgl. § 78 
Abs. 1 Satz 1 AktG) in einem angemessenen Verhältnis 
zu den Aufgaben des einzelnen Vorstandsmitgliedes 
und zur Lage der Gesellschaft stehen; dies gilt sinn- 
gemäß für Ruhegehälter, Hinterbliebenenbezüge und 
Leistungen verwandter Art. § 78 Abs. 2 AktG sieht 
unter bestimmten Voraussetzungen eine Herabsetzung 
der Bezüge der Vorstandsmitglieder vor. Vgl. auch 
§ 77 AktG (Gewinnbeteiligung). 

Die Vereinbarungen sind in den Anstellungsver- 
trägen und ggf in Nachträgen möglichst zv/eifelsfrei 
festzuiegcn 

98. Bei der Beurteilung der Angemessenheit der Bezüge 
der Vorstandsmitglieder sind — neben Anwartschaf- 
ten auf Alters- und Hinterbliebenenversorgung — Ein- 
künfte aus der Zugehörigkeit zu Organen anderer 
Unternehmen regelmäßig zu berücksichtigen, v/enn 
die Vorstandsmitglieder die Neben tätigkeit im Inter- 
esse ihrer Gesellschaft übernommen haben, 

99. In die Ansteiiungsverträge sind grundsätzlich Bestim- 
mungen über die Ncbentätigkeit von Vorstands- 
mitgliedern aufzunehmen. Es kann sich empfehlen, 
hierbei Regelungen im Sinne des § 79 Abs. 1 AktG zu 
treffen und darüber hinaus z. B. die Beteiligung an 
Unternehmen des gleichen Geschäftszweigs (an einer 
GmbH, als stiller Gesellschafter, Kommanditist usw.) 
an die Einwilligung des Aufsichtsrats zu binden. In 
den Anstellungsverträgen sollte ferner grundsätzlich 
vereinbart werden, daß der Eintritt in den Vorstand 
oder das Überwachungsorgan eines anderen Unter- 
nehmens der Einwilligung des Aufsichtsrats bedarf. 
Dabei wird auch zu regeln sein, ob und ggf. in welchem 
Umfang die Vorstandsmitglieder Einkünfte außerhalb 
ihrer Gesellschaft an diese abführen müssen und ob 
sie beim Ausscheiden aus ihrer Gesellschaft die in 
deren Interesse übernommenen Nebenämter aufzu- 
geben haben. 

Zur Gewährung von Krediten an Vorstandsmitglieder 
vgl. Tz 40 Buchst, k. 

100. In den Anstellungsverträgen werden außerdem 
grundsätzlich Vereinbarungen über die Benutzung 
firmeneigener Kraftwagen für private Zwecke und 
von privateigenen Wagen für geschäftliche Zwecke 
zu treffen sein, ferner darüber, weiche Reisekosteri- 
vergütungen sowie welche Trennungs- und Umzugs- 
kostenentschädigungen den Vorstandsmitgliedern zu 
zahlen sind. 

Mitunter sind auch Regelungen darüber angebracht, 
ob Erfindungen der Vorstandsmitglieder dem Unter- 
nehmen zustehen und ob hierfür Vergütungen be- 
ansprucht werden können. 

101. Vergütungen für Mehrarbeit und entgangenen Ur- 
laub sowie Weihnachtsgeld sollten an Mitglieder der 
Vorstände der Bundesunternehmen grundsätzlich 
nicht gezahlt werden. 

Vorstandsmitgliedern sollten keine verlorenen Bau- 
kostenzuschüsse, sondern allenfalls verzinsliche Dar- 
lehen in vertretbarer Höhe gewähr l werden. 

102. Die unter Tz 97 bis 101 dargestcilten Grundsätze 
sollten möglichst auch auf Gesellschaften, für die das 
Aktienrecht nicht gilt, Anwendung finden. Sie wer- 
den oft auch bei Vereinbarungen mit leitenden Ange- 
stellten zu berücksichtigen sein. 

103. Gemeinnützige Wohnungsunternehmen dürfen ihren 
Organen und Dritten keine Vergünstigungen oder 
Entschädigungen zuwenden, die über die in öffent- 
lichen Betrieben üblichen Beträge hinausgehen (§ 12 
WGG). 


104. Mit Unternehmen, die vom Bund zur Deckung ihres 
allgemeinen Finanzbedarfs Zuwendungen erhalten, 
ist künftig — unbeschadet arbeitsrechtlicher Ver- 
pflichtungen — grundsätzlich zu vereinbaren, daß sie 
ihren Betriebsangehörigen höchstens Vergütungen 
(feste Bezüge, Zulagen, Reisekosten usw.) zahlen, 
die gleichzubewertenden Bundesbediensteten zu- 
stehen (vgl. Tz 86/88). In Zweifelsfällen empfiehlt es 
sich, mit dem BMI und dem BMF in Verbindung zu 
treten. 

Die in der Bundesverwaltung geltenden Grundsätze 
können in anderen Fällen oft als Anhalt dienen. Vgl 
Tz 40 Buchst, n und Tz 84/88. 

7. Aufwendungen für den Aufsichtsrat 
und Kredite an Aufsichtsratsmitglieder 

105. Es ist darauf hinzu wirken, daß bei der Beschluß- 
fassung über Vergütungen für die Tätigkeit der Mit- 
glieder des Aufsichtsiats der AG § 98 AktG beachtet 
v/ird. Entsprechende Regelungen sind für Unterneh- 
men anzustreben, für die eine solche gesetzliche Vor- 
schrift nicht besteht. 

Gehören einem Aufsichtsrat aus besonderen Gründen 
nur Beamte an, sollten höchstens Vergütungen be- 
willigt werden, die nach der Verordnung über die 
Nebentätigkeit der Beamten als Pauschalaufwands- 
entschädigung belassen werden dürfen. 

Sind an dem Kapital eines Unternehmens unmittel- 
bar oder mittelbar nur öffentlich-rechtliche Einrich- 
tungen beteiligt und werden die Aufwendungen des 
Unternehmens ganz oder zu einem wesentlichen Teil 
von der öffentlichen Hand getragen, sollten neben 
dem Ersatz von Auslagen und neben einem ange- 
messenen Sitzungsgeld (bis zu 40, — DM, bei Unter- 
nehmen von besonderer Bedeutung bis zu 60, — DM 
je Sitzungstag) keine Vergütungen bewilligt werden. 
Es ist darauf zu achten, daß sonstige Aufwendungen 
jeder Art für den Aufsichtsrat nur insoweit geleistet 
werden, als sie nach den Grundsätzen einer spar- 
samen Wirtschaftsführung als angemessen anzusehen 
sind. Das gleiche gilt für Vergütungen für die Aus- 
führung bestimmter Aufgaben, die einem Aufsichts- 
ratsmitglied oder einem vom Aufsichtsrat zugezoge- 
nen besonderen Sachverständigen übertragen werden. 
Die Gewährung von Krediten an Aufsichtsrats- 
mitglieder sollte auch dann an die Einwilligung des 
Aufsichtsrats gebunden werden, wenn das gesetzlich 
nicht vorgeschrieben ist (vgl. § 15 des Kreditwesen- 
gesetzes vom 10. 7. 1961 und Tz 40 Buchst, k). 

8. Sonstige Aufwendungen 

106. Sonstige Aufwendungen, insbesondere für Beratun- 
gen oder für Repräsentation, für Aufmerksamkeiten 
sowie für Veranstaltungen aus besonderem Anlaß, 
zu denen Dritte eingeladen werden (z. B. bei Ge- 
schäftsjubiiäen, nach der Fertigstellung wichtiger An- 
lagen oder einer bestimmten Anzahl von Erzeugnis- 
sen), sollten unter dem Gesichtspunkt der Sparsamkeit 
und Wirtschaftlichkeit vertretbar sein. 

C. Unternehmen in der Form von juristischen 
Personen des Öffentlichen Rechts 

I. Entsprechende Anwendung der Grundsätze für 
Unternehmen des Privatrechts 

107. Bei den Unternehmen in der Form von juristischen 
Personen des öffentlichen Rechts, an deren Kapital der 
Bund beteiligt ist oder die der Aufsicht durch den 
Bund unterliegen, handelt es sich überwiegend um 
Kreditinstitute. Wegen der Art dieser Unternehmen 
erscheint es geboten, daß auf sie v\reitgehend Vor- 
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Schriften des Aktiengesetzes, z. B. über den Vorstand 
und den Aufsichtsrat, über die Rechnungslegung, die 
Entlastung, die Gewinnverteilung und den Geschäfts- 
bericht, sowie die Hinweise im Abschnitt B sinn- 
gemäß Anwendung finden. Dem ist in den Entwürfen 
der Errichtungsgesetze, den Satzungen, den Dienst- 
anweisungen für den Vorstand, den Geschäftsordnun- 
gen für das Überwachungsorgan (Verwaltungsrat) 
usw. Rechnung zu tragen. Die Regelungen sind den. 
Verhältnissen des einzelnen Instituts anzupassen. 

Entsprechendes gilt für andere Unternehmen des 
öffentlichen Rechts. 

108. Die allgemeinen wirtschaftlichen Grundsätze für die 
Unternehmen des Privatrechts (vgl. Tz 84 ff.) haben 
auch für öffentlich-rechtliche Unternehmen weit- 
gehend Bedeutung. 

Juristische Personen des öffentlichen Rechts sind 
nach § 1 des Beiträgegesetzes zu sparsamer und wirt- 
schaftlicher Finanzgebarung verpflichtet. Auf die Auf- 
stellung und Ausführung des Haushaltsplans, die 
Kassen- und Buchführung, die Rechnungslegung und 
die Rechnungsprüfung finden die Vorschriften der 
Reichshaushaltsordnung nach § 6 des Beiträgegeset- 
zes sinngemäß Anwendung, soweit nicht der zu- 
ständige Bunde.sminister im Einvernehmen mit dem 
BMF auf Grund des § 7 Abs. 2 des Gesetzes Aus- 
nahmen zugelassen hat. 

109. Ausnahmen von der Anwendung des § 6 des Bei- 
trägegesetzes können für juristische Personen des 
öffentlichen Rechts, deren Geschäftsführung wegen 
ihrer Aufgaben kaufmännisch eingerichtet ist, hin- 
sichtlich des Haushaltsplans, der Kassen- und Buch- 
führung sowie der Rechnungslegung in Betracht kom- 
men. Vgl. Tz 107 und HO. 

Für Unternehmen in der Form von juristischen 
Personen des öffentlichen Rechts sind Ausnahmen auf 
Grund des § 7 Abs. 2 Nr. 1 des Beiträgegesetzes 
grundsätzlich nicht zuzulassen von der entsprechen- 
den Anwendung 

a) der VOB und der VOL (vgl. § 46 RHO sowie 
Tz 86 ff. und 93), 

b) der Prüfungsvorschriften des § 48 Abs .4 RHO in 
Verbindung mit Abs. 2 Satz 2 und Abs. 3 RHO. 

Ausnahmen dürfen nicht zugelassen werden von der 
entsprechenden Anwendung 


c) der Vorschriften des § 47 RHO, die sich auf Betei- 
ligungen beziehen und nach denen die vorherige 
Zustimmung des BMF sowie in bestimmten Fällen 
auch die der gesetzgebenden Körperschaften er- 
forderlich ist (vgl, Tz 9 bis 13), 

d) der Vorschriften des § 48 Abs. 1 (Satz 2) und Abs. 3 
bis 5 RHO sowie des § 60 RWB, soweit danach 
bestimmte Maßnahmen der vorherigen Zustim- 
mung des BMF bedürfen (vgl. Tz 5 ff.). 

Die Gesetze über die Errichtung von Unternehmen 
in der Form von juristischen Personen des öffent- 
lichen Rechts enthalten z. T. schon Bestimmungen im 
Sinne des Buchst, d. Soweit das nicht der Fall ist, 
sollte die Beachtung der erwähnten Bestimmungen in 
anderer Weise gesichert werden. 


II. Prüfungsrecht und Prüfuiigsverfahren 

HO- über die Prüfung der Unternehmen des Bundes in der 
Form von juristischen Personen des öffentlichen 
Rechts müssen nach § 88 Abs. 3 RHO die Errichtungs- 
gesetze und die Satzungen der Unternehmen Be- 
stimmung treffen} eine Prüfung durch den RechnungS' 
hof muß darin vorgesehen sein. § 4 des Kriegs- 
kontrollgesetzes schreibt außerdem vor, daß die 
Haushalts- und Wirtschaftsführung der juristischen 
Personen des öffentlichen Rechts — abgesehen von 
bestimmten Einrichtungen — der Prüfung durch den 
Rechnungshof unterliegt; soweit juristische Personen 
des öffentlichen Rechts bereits auf Grund anderer 
gesetzlicher Vorschriften der Prüfung durch den Rech- 
nungshof unterliegen, behält es hierbei sein Be- 
wenden (vgl. auch § 5 BRHG). 

Prüfungen nach § 45 c RHO (Bürgschaften und dgl.) 
sowie im Sinne der §§ 64 a RHO, 4 Abs. 2 BRHG 
(Zuwendungen usw.) werden hierdurch nicht berührt. 

Hl, Die Jahresabschlüsse der Kreditanstalten sind nach 
§ 2 Abs. 1 der Verordnung zur Durchführung der 
Vorschriften über die Prüfung der Wirtschafts- 
betriebe der öffentlichen Hand vom 30. März 1933 
(RGBl. I S. 180) in der Fassung der Verordnung vom 
19. Januar 1937 (RGBl. I S. 98) von Wirtschaftsprüfern 
zu prüfen. In diesen und ähnlichen Fällen werden 
die Prüfungsvorschriften der §§48 und HO bis 113 
RHO sinngemäß angewendet. 
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Anlage A 


Wichtige Bestimmungen 


1. Die Reichshaushaltsordnung — RHO — j 

2. das Gesetz über Errichtung und Aufgaben des Bundes- 
rechnungshofes — BRHG — vom 27. November 1950 
(BGBl. S. 765), geändert durch das Gesetz vom 8, Sep- 
tember 1961 (BGBl. I S. 1665); 

3. das Gesetz zur Regelung der Rechtsverhältnisse des 
Reichsvermögens und der preußischen Beteiligungen 
vom 16. Mai 1961 (BGBl. I S. 597) — Reichsvermögen- 
Gesetz — ; 

4. die Wirtschaftsbestimmungen für die Reichsbehörden 
— RWB — ; 

5. die Verordnung vom 6. Oktober 1931 — Fünfter Teil 
Kap. VIII, Prüfungspflicht der Wirtschaftsbetriebe der 
öffentlichen Hand (RGBl. I S. 537, 562), und 

die hierzu erlassenen Durchführungsverordnungen 

a) vom 30. März 1933 (RGBl. I S. 180) 

b) vom 4. Dezember 1935 (RGBL I S. 1418) 

c) vom 7. Dezember 1935 (RGBl. I S. 1432) 

d) vom 29. August 1936 (RGBl. I S. 715) 

e) vom 19. Januar 1937 (RGBL I S. 98) 

f) vom 24. Dezember 1937 (RGBL I S. 1415) 

g) vom 16. September 1941 (RGBL I S. 572) 

h) vom 22. September 1942 (RGBL I S. 563); 

6. das Handelsrecht einschließlich des Gesellschafts- 
rechts, insbesondere 

a) das Aktiengesetz — AktG — , 

b) das Gesetz betr. die Gesellschaften mit beschränk- 
ter Haftung — GmbHG — und 

c) das Genossenschaftsgesetz — GenG — ; 

7. das Mitbestimmungsrecht 

a) das Betriebsverfassungsgesetz — BetrVG — vom 
11. Oktober 1952 (BGBL I S. 681) und 


die erste Rechtsverordnung zur Durchführung des 
BetrVG vom 18. März 1953 (BGBL I S. 58), 

b) das Gesetz über die Mitbestimmung der Arbeit- 
nehmer in den Aufsichtsräten und Vorständen der 
Unternehmen des Bergbaus und der Eisen und 
Stahl erzeugenden Industrie (Mitbestimmungs- 
gesetz — MitbG — ) vom 21. Mai 1951 (BGBL I 
S.347), 

geändert durch das Gesetz vom 15. Juli 1957 
(BGBl.I S. 714), 

c) das Mitbestimmungsergänzungsgesetz — MitbErgG 
— vom 7. August 1956 (BGBl.I S. 707), geändert 
durch das Gesetz vom 15. Juli 1957 (BGBL I S. 714); 

8. das Wohnungsgemeinnützigkeitsgesetz — WGG — . 
vom 29. Februar 1940 (RGBL I S. 438) und die hierzu 
erlassene Durchführungsverordnung (Neufassung) 
vom 25. April 1957 (BGBl.I S.401, 406), geändert 
durch Art. V der Verordnung vom 19. Dezember 1962 
(BGBL I S. 738/751); 

9. das Allgemeine Berggesetz für die Preußischen Staa- 
ten vom 24. Juni 1865 (PreußGSlg S. 705) und die ent- 
sprechenden sonstigen Vorschriften der Länder; 

10. das Gesetz über das Kreditwesen — KWG — vom 
10. Juli 1961 (BGBL I S. 881); 

11. die Gesetze über die Errichtung von Unternehmen in 
der Form von juristischen Personen des öffentlichen 
Rechts; 

12. das Beiträgegesetz vom 24. März 1934 (RGBL I S.235); 

13. § 4 des Kriegskontrollgesetzes vom 5. Juli 1940 
(RGBL II S. 139); 

14. das Bundesbeamtenrecht. 
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Anlage B 
(Zu Tz 87 und 93) 


Betr.; Zuwendungen des Bundes für Bauleistungen 

Sollen Zuv/endungsmittel (Darlehen, Zuschüsse) für Bau- 
leistungen verwendet werden, so sind neben den sonst 
erforderlichen Bedingungen auch folgende besondere Be- 
dingungen zu vereinbaren (vgl. Tz 12 und 13 der Bundes- 
richtlinien 1953 zu § 64a RHO und die Anlage 2 hierzu): 

a) Die Bauarbeiten sind nach der Verdingungsordnung 
für Bauleistungen (VOB) zu vergeben und durchzufüh- 
ren. Für jede Baumaßnahme ist ein Bauausgabebuch zu 
führen, das mindestens nach Abschnitten entsprechend 
DIN 276 zu unterteilen ist und in dem alle für die 
Baumaßnahme angefallenen Kosten zu erfassen sind, 
auch solche, die teilweise aus eigenen Mitteln des 
Unternehmens oder aus Mitteln Dritter bestritten 
werden. 

b) Für jedes Bauvorhaben ist eine Baurechnung aufzu- 
stellen. 

Sie besteht aus 

dem Bauentwurf mit Kostenanschlag und Erläuterungs- 
bericht, 

dem Bauausgabebuch nach DIN 276, 
dem Bautagebuch, 

den Verträgen über die Vergabe der Lieferungen und 
Leistungen mit Schriftverkehr, 


der Abnahmebescheinigung des verantwortlichen Bau- 
leiters über die Ausführung der Bauleistungen, 
den Rechnungsbelegen mit Zahlungsbeweisen (ggf. Ab- 
drucke) und Abrechnungszeichnungen; gekennzeichnet 
und geordnet nach den Buchungen im Bauausgabebuch, 
den Berechnungen nach DIN 277. 

c) Die Verwendungsnachweise für Baumaßnahmen (vgl. 
das Rundschreiben des BMF vom 20. November 1954; 
MinBlFin 1954 S. 660) sind nach Objekten, nicht nach 
Zeitabschnitten aufzustellen. Sie müssen die gesamten 
Herstellungskosten der Baumaßnahmen vom Beginn 
bis zur Fertigstellung enthalten. 

d) Der Verwendungsnachweis besteht aus 

1. einer zahlenmäßigen Nachweisung mit der Zusam- 
menstellung der Endsummen der einzelnen Ab- 
schnitte des Bauausgabebuchs, 

der Berechnung des umbauten Raumes nach DIN 277 
mit der Ermittlung des Raummeterpreises nach der 
tatsächlichen Bauausführung und 
der Zusammenstellung der zur Verfügung gestell- 
ten Bundesmittel sowie der verbrauchten Eigen- 
mittel und sonstigen Mittel, 

2. dem sachlichen Bericht und 

3. einer mit der Ausführung übereinstimmenden voll- 
ständigen Bauzeichnung. 
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Anlage C 


Prüfung nach § 111 RHO durch den zuständigen 
Bundesminister 


1. Der zuständige Bundesminister hat nach § 111 RHO 
die Betätigung des Bundes als Aktionär oder Gesell- 
schafter auf Grund der ihm zugänglichen Unterlagen 
(einschließlich der Berichte der dem Aufsichtsrat an- 
gehörenden Beamten) zu prüfen und unverzüglich zu 
veranlassen, daß die festgestellten Mängel behoben 
werden. § 111 RHO begründet eine besondere un- 
mittelbare Verantwortlichkeit des zuständigen Bundes- 
ministers für die Sachgerechtheit der Prüfung. 

Die Prüfungen nach § 111 RHO sind stets durch den 
zuständigen Bundesminister auszuführen, und zwar 
auch in den Fällen, in denen die Verwaltung von 
Beteiligungen einer nachgeordneten Behörde über- 
tragen worden ist. Der zuständige Bundesininister 
kann andere Stellen jedoch zur Mitwirkung bei der 
Prüfung heranziehen. 

2. In den Geschäftsverteilungsplänen der Bundesministe- 
rien ist zu bestimmen, wer im Aufträge des Ministers 
für dessen ganzen Geschäftsbereich die Prüfungen vor- 
zunehmen hat. 

Der Beauftragte muß die Prüfungen unbeeinflußt 
durchführen können; er darf deshalb keinem Gesell- 
schaftsorgan angehören, den Bund nicht in Haupt- 
oder Gesellschafterversammlungen vertreten und auch 
nicht auf einem sonstigen Gebiet (z. B. als Referent 
für die Verwaltung von Beteiligungen oder als Mit- 
arbeiter des Referenten) tätig sein, auf dem sich ein 
Interessenwiderstreit mit den Prüfungen nach § 111 
RHO ergeben könnte. Das gleiche gilt für die dem 
Beauftragten zugeteilten Beamten. 

Der Beauftragte ist im allgemeinen unmittelbar dem 
ständigen Vertreter des Ministers (Staatssekretär) 
und nur in Ausnahmefällen einem Abteilungsleiter zu 
unterstellen. Der Abteilungsleiter muß in solchen Fäl- 
len hinsichtlich der Prüfung nach § 111 RHO dem Mi- 
nister unmittelbar unterstehen. Die Vorgesetzten dür- 
fen nicht Mitglied eines Aufsichtsrats oder einer 
Geschäftsleitung sein. 

3. Der mit der Prüfung nach § 111 RHO Beauftragte ist 
dafür verantwortlich, daß der ihm unmittelbar Vor- 
gesetzte Beamte von allen bei den Prüfungen fest- 
gestellten wesentlichen Mängeln Kenntnis erhält. Der 
Vorgesetzte hat erforderlichenfalls den Minister zu 
unterrichten. 

4. Beamte, die hiernach für die Prüfung nach § 111 RHO 
nicht in Betracht kommen, dürfen keine Schreiben 
zeichnen, in denen der Bundesminister den Bundes- 
rechnungshof über das Ergebnis seiner Prüfung unter- 
richtet (§ 112 RHO) oder Prüfungsmitteilungen des 
Bundesrechnungshofes beantwortet (§ 113 RHO). Es 
kann aber zweckmäßig sein, den Schreiben die Stel- 
nungnahme der Beamten beizufügen, die für die Ver- 
waltung von Beteiligungen zuständig sind, die einem 
Gesellschaftsorgan angehören oder die den Bund in 
Haupt- oder Gesellschafterversammlungen vertreten 
oder anderen Beamten Weisungen erteilt haben. 

5. Die Prüfung der Betätigung des Bundes als Aktionär 
oder Gesellschafter nach § 1 1 1 RHO erstreckt sich ein- 
mal auf die Verwaltung der Beteiligung, insbesondere 
die Willensbildung des Bundes außerhalb der Gesell- 
schaftsorgane; in Betracht kommt hier vor allem die 
Prüfung, ob die §§ 47, 48 110 a RHO und 60 RWß 


beachtet worden sind (vgl. Tz 3 bis 14 des Rundschrei- 
bens) und ob die Weisungen an die Beamten, die 
Gesellschaftsorganen angehören oder den Bund in 
den Haupt- oder Gesellschafterversammlungen vertre- 
ten haben, zweckmäßig waren (vgl. Tz 76 des Rund- 
schreibens). Die Prüfung umfaßt zum anderen die 
Betätigung der Beamten in den Gesellschaftsorganen; 
sie hat sich auch darauf zu beziehen, ob die Beamten 
die Weisungen der Vorgesetzten befolgt sowie als 
Mitglieder von Gesellschaftsorganen die erforderliche 
Sorgfalt (§§ 84, 99 AktG, 43, 52 GmbHG) angewendet 
haben. Ggf. ist zu prüfen, ob Mitglieder der Organe 
schadenersatzpflichtig sind. Bei den Prüfungen ist fer- 
ner darauf einzugehen, ob die Hinweise des Rund- 
schreibens beachtet worden sind. Vgl. Tz 9 ff. dieser 
Anlage. 

6. Prüfungen auf Grund des § 111 RHO sind nicht nur 
alljährlich — nach der Feststellung des Jahresabschlus- 
ses sowie der Beschlußfassung über die Gewinnvertei- 
lung und über die Entlastung der Geschäftsleitung 
und des Aufsichtsrats — vorzunehmen (Jahres- 
prüfung), sondern laufend an Hand der Unterlagen, 
die dem Bundesminister schon während des Geschäfts- 
jahres zur Verfügung stehen. Dadurch soll erreicht 
werden, daß Mängel unverzüglich abgestellt werden. 

7. Im Interesse der Beschleunigung der Jahresprüfungen 
nach § 111 RHO und einer zweckmäßigen Gestaltung 
des Verfahrens ist anzuregen, daß die Geschäfts- 
leitungen der Unternehmen und die Überwachungs- 
organe zu den Berichten der sachverständigen Prüfer 
Stellung nehmen und dabei angeben, welche Be- 
schlüsse sie zur Beseitigung von Mängeln gefaßt 
haben oder über welche Fragen noch eine Entschei- 
dung herbeigeführt werden soll (vgl. auch § 96 AktG, 
§ 52 GmbHG, §§ 57 Abs. 4, 58 Abs. 3, 59 Abs. 2 GenG). 
Erforderlichenfalls ist darauf hinzuwirken, daß die 
Jahresabschlüsse in der gesetzlich oder durch die 
Satzung bestimmten Frist aufgestellt, geprüft und fest- 
gestellt werden (vgl. Tz 77/78 des Rundschreibens). 

8. Bei den Jahresprüfungen nach § 111 RHO sollten mög- 
lichst zunächst die Unterlagen derjenigen Unterneh- 
men geprüft werden, an deren Prüfung ein besonderes 
Interesse besteht, z. B weil die Geschäftsführung oder 
die wirtschaftliche Lage eines Unternehmens, etwa 
nach den Berichten im Sinne des § 81 AktG oder 
denen der sachverständigen Prüfer, zu Bedenken 
Anlaß gibt, weil ein Unternehmen vom Bund finan- 
ziell unterstützt wird (durch Darlehen, Zuschüsse, 
Bürgschaften usw.) oder weil Anlaß zu der Annahme 
besteht, daß der ausgeschüttete Gewinn nicht der 
wirtschaftlichen Lage eines Unternehmens entspricht 
(vgl. Tz 74, 79 und 86/88 des Rundschreibens). 

9. Innerhalb von 3 Monaten nach der Feststellung des 
Abschlusses für das abgelaufene Geschäftsjahr sind 
die dem zuständigen Bundesminister zur Verfügung 
stehenden Unterlagen dem Bundesrechnungshof zu 
übersenden (§ 112 RHO). Zugleich ist das Ergebnis 
der Prüfung nach § 111 RHO mitzuteilen und aus- 
zuführen, welche Maßnahmen während des Geschäfts- 
jahres und bei der Jahresprüfung zur Abstellung von 
Mängeln sowie ggf zui Geltendmachung von Schaden- 
ersatzansprüchen getroffen worden sind oder über 
welche Angelegenheiten noch Entscheidungen getrof- 
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fen werden sollen. Bei den Mitteilungen sind die 
folgenden Grundsätze zu berüdcsichtigen, nach denen 
schon im wesentlichen verfahren wird. 

10. Soweit dem Bund die Rechte nach § 48 Abs. 2 — 4 RHO 
eingeräumt sind, ist anzugeben, ob der Bericht des 
sachverständigen Prüfers über die Prüfung der Ge^ 
schäftsführung den festgesetzten Richtlinien entspricht 
und ob die Hinv\^eise des Rundschreibens beachtet 
worden sind. Wird in einzelnen Fällen eine Ab- 
weichung von den Hinweisen für erforderlich gehal- 
ten, so sind die Gründe mitzuteilen. 

Außerdem ist zu bedeutsamen Vorgängen in dem ab- 
gelaufenen Geschäftsjahr und zur Vermögens-, Finanz- 
und Ertragslage Stellung zu nehmen sowie, falls es 
angebracht ist, auf die voraussichtliche weitere Ent- 
wicklung einzugehen. 

Bestehen gegen die Vermögens- und Finanzlage Be- 
denken, so ist darzulegen, welche Maßnahmen, z. B. 
eine Kapitalerhöhung, inzwischen beschlossen worden 
sind oder erwogen werden. Ggf. ist audi anzugeben, 
ob eine Kapitalherabsetzimg angebracht und beabsich- 
tigt ist (vgl. Tz 7 und 8 des Rundschreibens). Bei der 
Stellungnahme zur Ertragslage ist auf das ordentliche 
Jahresergebnis des Unternehmens und die ent- 
sprechenden Ergebnisse der einzelnen Geschäftszweige 
(Erzeugnisgruppen) einzugehen. Arbeitet ein Unter- 
nehmen mit geringem Gewinn oder mit Verlust, so 
ist auszuführen, ob eine günstigere Entwicklung zu 
erwarten ist oder welche Folgerungen ggf. gezogen 
werden sollen. Ebenso ist zu verfahren, wenn das 
Rechnungswesen für einzelne Geschäftszweige un- 
günstige Ergebnisse ausweist. 

Ferner ist mitzuteilen, ob das ausgewiesene Jahres- 
ergebnis und die Feststellung des Jahresabschlusses 
gebilligt werden oder ob gegen Bewertungen, Wert- 
berichtigungen und Rückstellungen sowie gegen offene 
und stille Rücklagen Bedenken bestehen. 

Weiterhin ist dazu Stellung zu nehmen, ob die Gesell- 
schaft sich außerhalb des Gegenstandes des Unterneh- 
mens betätigt hat und ob die Geschäfte nadi Ansicht 
des Bundesministers mit der erforderlichen Sorgfalt 
und der gebotenen Wirtschaftlichkeit geführt worden 


sind. Sind gegen Geschäfte und Aufwendungen Ein- 
wendungen zu erheben, so ist darzulegen, welche 
Maßnahmen getroffen sind oder erwogen werden. Im 
allgemeinen ist auch darauf einzugehen, ob die Bezüge 
der Mitglieder der Geschäftsleitung als angemessen 
anzusehen sind (vgl. Tz 98 des Rundschreibens). 

Ferner ist zu den Beschlüssen über die Gewinnvertei- 
lung und über die Entlastung der Geschäftsleitung und 
des Aufsichtsrats Stellung zu nehmen. 

11. Sind in dem geprüften Zeitabschnitt Maßnahmen ge- 
troffen worden, zu denen nach den §§ 47, 48 RHO und 
60 RWB (vgl. Tz 5/14 des Rundschreibens) die vor- 
herige Zustimmung des BMF und ggf. auch die der 
gesetzgebenden Körperschaften erforderlich war, so 
ist, sofern der Bundesrechnungshof nicht schon wäh- 
rend des Geschäftsjahres durch Übersendung von 
Durchschriften der Anträge des zuständigen Bundes- 
ministers und der Entscheidungen des BMF Kenntnis 
erhalten hat, mitzuteilen, ob die Zustimmung erteilt 
worden ist. 

Sind unmittelbare oder mittelbare Beteiligungen er- 
worben oder veräußert worden, so ist unter Beifügung 
geeigneter Unterlagen, z. B. von Gutachten, dazu Stel- 
lung zu nehmen, ob der Erwerbs- oder Verkaufspreis 
als angemessen anzusehen ist. 

12. Von Zeit zu Zeit ist anzugeben, ob die Voraussetzun- 
gen für die Beteiligung noch gegeben sind (vgl. § 60 
Abs. 2 RWB und Tz 3 des Rundschreibens) oder ob es 
sich empfiehlt, den Gegenstand des Unternehmens ein- 
zuengen oder die Gesellschaft mit einem anderen 
Unternehmen zu verschmelzen. 

13. Der Bundesrechnungshof muß durch die Unterlagen 
und die Mitteilung nach § 112 RHO in die Lage ver- 
sezt werden, die Betätigung des Bundes als Aktionär 
oder Gesellschafter zu beurteilen. 

Es ist Vorsorge zu treffen, daß die Prüfungsmitteilun- 
gen des Bundesrechnungshofes innerhalb einer an- 
gemessenen Zeitspanne beantwortet werden. Ergeben 
sich unvermeidbare Verzögerungen, so sind dem 
Bundesrechnungshof möglichst bald die Gründe mit- 
zuteilen. 
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(Die Zahlen bezeichnen die Texlzahlen = Tz) 


Abfindungen 

Abschlußprüfer, Bericht 

Abstimmungsvereinbaruiigen, insbe- 
sondere mit Ländern 

Anlagevermögen s. Investitionen 

Anstellungsverträge 

Anteile von erheblicheiii Wert oder 

besonderer Bedeutung 

Auflösung von Unternehmen 

Aufsichtsrat 

— Abmachungen 

— Abstandsnahme von der Bildung 

— Aufgaben und Rechte 

— Aufwendungen für 

— Ausschüsse 

— Auswahl der Mitglieder 

— Beamte im ... s. Beamte 
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— Beschlußfassung 

— Bildung eines Aufsichtsrates ... 

— Einberufung 
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— Prüfung des Geschäftsberichts .. 
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— Tagesordnung 

— Überwachung der Geschäfts- 

führung 

— Unterlagen für Sitzungen 

— Vergütungen 

— Vertretung im Behinderungsfall 

(Stiminbote) 
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— Vorschläge für Gewinnverteilung 

— Wahl der Mitgliedei 

— Weisungen an Aufsichtsratsmit- 

glieder 

~ Weisungen an Vorstand und Ge- 
schäftsführer 

— Zahl der Aufsichtralsniitglieder 

— Zahl der Sitzungen 

— Zusammensetzung des 

— Zustimmungsbedürflige Geschäfte 

Aufnahme von Fremdmitteln 
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Aufwendungen 

— Aufsichtsrat 

— Betriebsangehörige 

— Geschäftsführer und Vorstand 

s. Geschäftslcitung 

— Sonstige 

Ausschreibungen s. VOB und VOL 
Ausschüsse des Aufsichtsrats 
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24 
105 

25 

18, 22. 26, 31, 32 
27 

18, 80 

76, 80; Anl. C Tz 4, 5 

39 

17 

23 

17, 18, 19 

30, 35—43, 90—92, 94 
7, 90 

73, 77, 78; 107; Anl. C Tz 7 
105 

84, 102, 104 


84, 106 


Baukostenzuschüsse 

Bauvorhaben s. Investitionen 
Beamte 

— ira Aufsichtsrat 

— in Aufsichtsratsausschüssen .... 

— die Beteiligungen verwalten ... 

— in Haupt- oder Gesellschafter- 

Versammlungen 

— Teilnahme an Sitzungen der Ge- 

sellschaftsorgane 

— Widerstreit der Interessen 

s. Interessenkollision 

— Zahl der Aufsichtsratssitze 

Beiträgegesetz 

Belastung von Anteilen 

Bergrechtliche Gewerkschaften .... 
Berichte 

— im Sinne des § 81 AktG an den 

Aufsichtsrat (Verwaltungsrat) 

— des Abschlußprüfers 

— Prüfung dieser Berichte 

— Rechtzeitige Vorlage dieser Be- 

richte 

Berichterstattung der Geschäftslei- 
tung nach §§ 95 AktG, 52 GmbHG 
Beschlußfähigkeit des Aufsichtsrats 
Beschlußfähigkeit von Aufsichtsrats- 
ausschüssen 

Beschlußfassung des Aufsichtsrats 
Beteiligungen 

— Änderung 

— Belastung 

— Erwerb von 

— mittelbare 

— Treuhänderische 

— Veräußerung 

— Verhandlungen über 

— Voraussetzungen für 

Bergrechtliche Gewerkschaften .... 
Bezüge 

— Arbeitnehmer 

— Geschäftsführer und Vorstands- 

mitglieder s. Gesdiäftsleitung 
Bindungen rechtlicher oder tatsäch- 
licher Art (§ 60 Abs. 3, 4 RWB) 
Bundesrichtlinien 1953 zu § 64 a RHO 

Bundesbearatengesetz 

Bürgschaften usw. 

Einbringung von Beteiligungen in 

andere Gesellschaften 

Einfluß des Bundes 

— Änderung 

— im Aufsichtsrat 

— in Haupt- oder Gesellschafter- 

versammlungen 

Einforderung von Einzahlungen auf 
das Grund- oder Stammkapital 

Einsichtnahme in Büclier 

Entlastung 

Entsendung von Aufsichtsratsmit- 
gliedern 

Erfindungen 

Erlaß von Forderungen 

Ertragslage 


40 k, 40 n, 101, 102 


1, 6, 14, 19, 25, 26, 30, 31, 34, 
53, 74, 76, 78—80, 84, 85; 

Anl. C Tz 2, 4 
21 

1, 19, 34, 78, 79; Anl. C Tz 2, 4 
53, 74, 79, 80; Anl. C Tz 2, 4 
25. 79 


19 

108, 109; Anl. A 
12 
2 


54—65, 107; Anl. C Tz 8 
30; Anl. C Tz 7, 8, 10 
30 

30 

30, 31 
25 

25 

26 

7, 40 e, 109; Anl. C Tz 5, 11 
12 

3, 5—7, 10, 16, 40 e, 109; Anl. C 
Tz 5, 11 

3, 5, 7, 10, 11. 15, 109; 

Anl. C Tz 5, 11 

10, 109; Anl. C Tz 5, 11 

3, 9, 10—13, 14, 40 e, 109; 

Anl. C Tz 5, 11 
10 

3, 4; Anl. C Tz 12 
2 

84, 102, 104 


10 

86—88, 110 

76 

19, 40 1, 110 


12 

15 

8; Anl. C Tz 5, 11 
16, 35, 39 

77—83 

40 o, 66 
30 

81, 107; Anl. C Tz 10 

8, 18 
100 
40 1 

58, 74, 76; Anl. C Tz 8, 10 


20 
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Erwerb von Beteiligangen 

Erwerbs- und Wirtschaftsgenossen- 
schaften 

Errichtungsgesetze (Gesetze über 
die Errichtung öffentlich-recht- 
licher Unternehmen) ........... 

reststellung des Jahresabschlusses 

Finanzpläne 

Fremdmittel 

Gegenstand des Unternehmens .... 

— Änderung 

— Einengung 

Gemeinnützige Wohnungsunterneh- 

men 

Generalvollmacht 

Genossenschaften 

Geschäftsbericht 

Geschäftsführer s. Geschäftsleitung 

Geschäftsjubiläum 

Geschäftsleitung (Vorstand, 
Gesdräftsführer) 

— • Abberufung (Widerruf) 

— Anstellungsvertrag 

— Aufwendungen für 

— Auswahl der Mitglieder 

— Baukostenzuschüsse 

— Berichte an den Aufsichtsrat . . . 

— Bestellung und Wiederbestellung 

~ Bezüge 

— Dauer der Bestellung 

— Entlastung 

— Entscheidungen grundsätzlicher 

Art oder von wesentlicher Be- 
deutung 

— Entscheidungen nach dem Ein- 

stimmigkoitS' oder Mehrheits- 
prinzip 

— Erfindungen 

— Geschäftsordnung 

— Geschäftsverteilung 

— Gewinnbeteiligung 

— Kredite an Mitglieder der 

— Nebentätigkeit 

— Überwachung durch den Auf- 

sichtsrat 

— Überwachung, gegenseitige, der 

Mitglieder der Geschäftsleitung 

— Ruhegehälter 

— Vertretung durch 

— Vorsitzer der 

— Weisungen an 

— Widerruf s. oben Abberufung 

— Zahl der Mitglieder der 

Geschäftsordnungen für 

— Aufsiebtsrat (Verwaltungsrat) .. 

■— Geschäftsieitung (Vorstand, Ge- 
schäftsführer) 

Geschäftsverteilung der Geschäfts- 
ieitung 

Gesellschafter 

Geseilschafterversammhing 
s. Hauptversammlung 
Gesellschaftsvertrag s. Salzung 

Gesetzgebende Körperschaften 

Gewerkschaft, bergrechtliche 

Gewinnausschüttung 

Gewinnbeteiligung der Mitglieder 

der Geschäftsleitung usw 

Gründung 

s. Zustimmung des BMF 

Handlungsvollmacht 

Haupt- oder Gesellschafterversamm- 
lung 

— Bericht des Aufsichtsrats an .... 

— Einberufung 

— Entlastung der Geschäftsleitung 

und des Aufsichtsrats 

— Feststellung des Jahresabschlus- 

ses 


3, 5—7, 10, 16, 40 e, 109; 
Anl. C Tz 5, 11 

4 


107, 109 

27, 77, 78, 107; Anl. C Tz 7, 10 
7, 91 

7, 20, 40 i, 90 

5, 6, 27, 89; Anl. C Tz 10, 12 
6 

6; Anl. C Tz 12 

84, 103 
40 m 
4 

7, 27, 73, 107 
106 


44—46, 53 
44, 45 
97, 103 
49 

40 k, 101 

30, 31, 54—65, 107; Anl. C Tz 8 

44—47, 53, 107 

97—103, 108; Anl. C Tz 10 

44, 47, 107 

81, 107; Anl. C Tz 10 


51 


51 

100 

16, 35, 50, 51, 107 
51 

97, 102 
40 k, 99, 102 
93, 99 

27 ff., 84, 85, 10? 

51, 107 

97, 98, 102, 103 

50 

52. 107 
39 

48 

16. 26, 107 

16, 35. 50, 51, 107 

51 

29, 38 


11—14, 109; Anl. C Tz 11 
2 

27, 74, 107; Anl. C Tz 8, 10 
40 n, 97, 102 


50 


27 

33 

81; Anl. C Tz 10 

27, 77, 78, 107; Anl. C Tz 7, 10 


— Niederschriften 

— Tagesordnung 

— Wahl des Aufsichtsrats 

— Wahrnehmung der Rechte in - . . 

Haushaltsgesetz 

Haushaltsmittel des Bundes, Anfor- 
derung 

Haushaltsplan 

Inncnrevision 

Interesse des Bundes an Beteili- 
gungen 

Interessenkollisionen 

Investitionen 

Investitionsausschuß 

Jahresabschluß 

— Aufstellung 

— Berichterstattung durch Aufsichts- 

rat 

— Feststellung 

— Geschäftsberichte 

— Gewinnausweis 

— Gliederung 

— öffentlich-rechtlicher Unterneh- 

men 

— Prüfung durch Aufsichtsrat 

— Prüfung durch Abschlußprüfer .. 

— Richtlinien für die Prüfung ..... 

— Veröffentlichung 

— Wertansätze in der Jahresbilanz 

Junge Anteile 

Juristische Personen des öffent- 
lichen Rechts 

Kapitalbeschaffung 

Kapitalerhöhung 

Kapitalherabsetzung 

Kauf von Beteiligungen 

(s. auch Erwerb von) 

Kommanditgesellschaft auf Aktien 

Kostenberechnungen 

Kostenüberschreitungen 

Kraflwagenbeniitzung 

Kreditaufnahme 

Kreditgewährung 

— an Aufsichtratsmitglicder 

— an Mitglieder der Geschäftslei- 

tung und leitende Angestellte 
Kreditanstalten des öffentlichen 

Rechts 

KriegskontroIIgcsetz 

Lage des Unternehmens 

Länder, Vereinbarungen mit 

Leitende Angestellte 

— Kredite 

— Bezüge usw, 

Liquidität 

Mehrarbeit, Vergütung für 

Minderheitsrechte 

Mittelbare Beteiligungen 
s. Beteiligungen 

Nebontätigkeit der Mitglieder der 
Geschäftsieitung und der leiten- 
den Angestellten 

Niederschriften 

Ordentliches Jahresergebnis 

Peisonalaufwand 

Personalausschuß des Aufsichtsrats 

Preisbildung 

Preis von Anteilen 

Prokura 

Prüfung des Jahresabschlusses ... 
Prüfung der Bücher durch Aiif- 

sichtsrat 

Prüfung nach § 111 RHO 

Prüfungsrichtlinien 


83 

82 

18, 80, 107 

78—81 : Anl. C Tz 2 
11 

40 0, 66, 87 
11 

69—72 

3 

19, 80; Anl. C Tz 2, 4 

20, 40 c, 40 d, 76, 87, 90—93 
20 


73. 77, 78, 107; Anl. C Tz 7 
27, 107 

27, 77, 78, 107; Anl. C Tz 7, 10 
7, 27, 73, 107 

74, 107; Aul. C Tz 8, 10 
73 

107—111 
27 ff. 

30, 78, 111; Anl. C Tz 10 
85; Anl. C Tz 10 
73 

73, 107; Anl. C Tz 10 
12 

1, 107—111 
7, 90 

7, 8, 40 o, G6; Anl. C Tz 10 
7; Anl. C Tz 10 

7 

2, 4 
91, 92 
91, 92 

40 n, 100, 102 

7, 20, 40 i, 90 

20, 40 k, 40 n, 94—96, 107 

40 k, 105, 107 

40 k, 99, 101, 102, 107, 108 

107—111 
110; Anl. A 

58—60, 74, 76; Anl. C Tz 8, 10 
10. 16 

40 k, 102 
40 n, 102 

59, 76; Anl. C Tz 8, 10 

101 

79 


98, 99, 102 

26, 82, 107 

Anl. C Tz 10 

84, 87, 98—104 
20 
93 

10—13 
40 m, 50 

27, 30, 78, 111; Anl. C Tz 7 
30 

78; Anl. C 
85; Anl. C Tz 10 


21 
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Rechnungslegung durch öffentlich- 
rechtliche Unternehmen 

Rechnungswesen 

Rechtsform der Unternehmen des 

Privatrechts 

Rechtsstreitigkeiten 

Repräsentation 

Reichshaushaltsordnung (RHO) .... 
— § 26 

— §45h 

— § 45 c 

— § 46 

— § 47 

— § 47 Abs. 1 

— § 47 Abs. 2 

— § 47 Abs. 3 

— § 47 Abs. 4 

— § 47 Abs. 6 

— § 48 

— § 48 Abs. 1 

— § 48 Abs. 2 

— § 48 Abs. 3 

— § 48 Abs. 4 

— § 48 Abs. 5 .... 

— § 64 a 

— § 110a 

-§111 

-§112 

— §113 

Rcichswirtschaftsbestiminungen 

(RWB) 

— § 60 

— § 60 Abs. 1 

— § 60 Abs. 2 

— § 60 Abs. 3 

— § 60 Abs. 4 

Reisekostenvergütungen 

Rücklagen, offene und stille 

Rückstellungen 

Ruhestandsbeamte 

Sachverständige 

Sachverständiger Prüfer 
s. Abschlußprüfer 

Satzung (s. auch Geschäftsordnung) 


Schadenersatzansprüche 

Schriftliche Stimmabgabe 

Sitzungen der Gesellschaftsorgane 

— Teilnahme von Beamten 

Sonderprüfung 

Stammanteil, Änderung 

Statistiken 

Statut s. Satzung 

Stellvertreter des Aufsichtsratsvor- 
sitzers s. Vorsitzer 

Stimmabgabe im Aufsichtsrat 

Stimmbote 

Stimmrecht, Änderung 

Sorgfaltspflicht der Mitglieder der 
Gesellschaftsorgane 

Tagesordnungen 

Tausch von Anteilen 

Trennungsentschädigungen 

Treuhänderische Beteiligungen .... 

Überlassung junger Anteile 

l.f!5erwachung der Geschäftsführung 


107—109 
67, 68 

4 

40 1 
106 

66 

88 

19, 110 
109 

9, 109; Anl. C Tz 5, 11 
11 
12 

12, 13 
12 
13 

15, 109; Anl. C Tz 11 

4, 5, 109 

16, 19, 21, 35. 85; Anl. C 

5. 16, 85, 109; Anl. C 

5, 15, 16, 85, 109; Anl. C 
4, 5 

86—88, 110 

Anl. C Tz 5 

26, 34, 76, 78; Anl. C 

78; Anl. C Tz 4, 9, 13 

78; Anl. C Tz 4, 13 


10, 109; Anl. C Tz 5, 11 

5, 10 

3, 6, 10; Anl. C Tz 12 
10 

6, 7,8, 10 

40 n, 84, 100, 102, 104, 108 
Anl. C Tz 10 
Anl. C Tz 10 
76 

30, 105 


4, 5, 6, 8, 10, 15—18, 22, 23, 
25—27, 35—41, 45, 48, 50—52, 
64, 65, 73, 77, 81, 89, 105, 107, 
110 

39, 92; Anl. C Tz 5 
26, 107 

14, 25, 79, 107, 109; Anl. C Tz 2 
79 

7. 109; Anl. C Tz 5, 11 
59 


14, 26, 107 
25 

8; Anl. C Tz 5, 11 
53, 107; Anl. C Tz 5 

24, 82, 107 

13; Anl. C Tz 5, 11 

40 n, 84, 100, 102, 104, 108 

10, 109; Anl. C Tz 5, 11 

12 

27 ff., 84, 85, 107 


Überwachung, gegenseitige, der 
Mitglieder der Geschäftsleitung 

Umlaufvermögen 

Umzugskostenentschädigung 

Unentgeltliche Abtretung von Be- 
teiligungen 

Unterlagen für Sitzungen des Auf- 
sichtsrats 

Unternehmen in der Form von juri- 
stischen Personen des öffent- 
lichen Rechts 

Unterrichtung der Behörde durch 
Beamte 

Veräußerung der Beteiligung 

Veräußerungspreis 

Vereinbarungen mit Ländern 

Vergleiche 

Verhandlungen über zustimmungs- 
bedürftige Maßnahmen 

(§ 60 RWB) 

Verkehrswert 

Verlust 

Verlustdeckung s. Zuwendungen 
Vermögens-, Finanz- und Ertrags- 
lage 

Veröffentlichung des Jahres- 
abschlusses 

Verschmelzung 

Versorgungsansprüche 

Vertretung der Gesellschaft 

Verwaltungsrat 

VOB, VOL 

Vorsitzer des Aufsichtsrats 

Vorsitzer der Geschäftsleitung 

(Vorstand, Geschäftsführer) .... 
Vorstand s. Geschäftsleitung 

Wahl der Aufsichtsratsmitglieder .. 

Wandelschuldverschreibangen 

Weihnachtsgeld 

Weisungen an 

— Beamte 

— Vorstandsmitglieder und 

Geschäftsführer 

— Aufsichtsratsmitglieder 

Wertansätze in der Jahresbilanz 
Widerstreit der Interessen 

s. Interessenkollision 

Wirtschaftspläne 

Wirtschaftlichkeit 

Wirtschaftlichkeitsberechnungen . . . 

Wohnungsbeschaffung 

Wohnungsgemeinnützigkeitsgesetz 

Zustimmung der gesetzgebenden 
Körperschaften s. Gesetzgebende 
Körperschaften 

Zustimmung des BMF (§§ 47, 48 
RHO, § 60 RWB) s. Reichshaus- 
haltsordnung und Reichswirt- 
schaftsbestimmungen 

— öffentlich-rechtliche 

Unternehmen 

— Veräußerung 

— Verschmelzung 

Zustimmungsbedürftige Geschäfte . 

Zuwendungen des Bundes 

Zweck des Unternehmens 

s. Gegenstand 

Zwischenabschlüsse 


© Bo 17 648 8. 63 


51 

90 

40 n, 84, 100, 102, 104, 108 
12, 109; Anl. C Tz 5, 11 
24, 107 


1, 107—111 

6, 14, 26, 76, 109 

3 , 9 , 10—14, 40 e, 109; Anl. C 
Tz 5,, 11 

10—12; Anl. C Tz 11 
10, 16 
40 1 


10 

11 

76; Anl. C Tz 10 


58_60. 74, 76; Anl. C Tz 8, 10 
75, 107 

3; Anl. C Tz 12 
40 n, 97, 98, 102, 108 
50 
107 

87, 93, 109; Anl. B 
18, 22, 26, 31, 32, 107 

52, 107 


18, 80, 107 
8 

101 , 102 

76, 80; Anl. C Tz 4, 5 
39 

76, 80 
73 


41 

84, 108) Anl. C Tz 10 
91 

40 k 
84, 104 


109 

3, 9, 10—14, 109; Anl. C Tz 11 
3; Anl. C Tz 12 
30, 35—43, 90—92, 94, 107 
41, 86—88, 104, 110; Anl. C Tz 8 


59, 67 


22 



